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I. Perſonalien. 


Seine Majeſtät der König haben Aller- 
gnädigſt geruht, 

dem Gewerbeinſpektor Dr. Serda in 
Gr.⸗Lichterfelde den Charakter als Ge— 
werberat mit dem perſönlichen Range 
als Rat vierter Klaſſe, 

den Kommerzienräten Franz Guilleaume 
in Bonn und Max Leeſer in Hildes⸗ 
heim den Charakter als Geheimer 
Kommerzienrat, 

dem Kaufmann Hugo Eichhorn in Merſe⸗ 
burg, dem Tuchfabrikanten Chriſtian 
Köſter in Neumünſter, dem Fabrikanten 
Guſtav Teſche in Hagen i. W., dem 
Brauereibeſitzer Chriſtian Fuglſang in 
Alt⸗Hadersleben, dem Generaldirektor 
der Donnersmarckhütte Aktiengeſellſchaft 
Julius Hochgeſand in Zabrze, dem 
Fabrikbeſitzer Hubert Joly in Klein 
Wittenberg, Kreis Wittenberg, dem 
Direktor der Frankſchen Eiſenwerke 


Hermann Schroeder zu Nieverner⸗ 


2 


Fabrikbeſitzer Guſtav Tillmanns, früher 5 erſicherung 


in Bergiſch⸗Neukirchen, jetzt in Wies⸗ 
baden, den Charakter als Kommerzienrat, 
dem Bankdirektor Max Fröhlich in Katto- 


witz den Charakter als Kommiſſionsrat 


zu verleihen. 


Der Navigationslehrer Mey in Apenrade 
iſt nach Altona verſetzt worden. 

Dem Navigations⸗Vorſchullehrer Kühne 
in Danzig iſt nach Ernennung zum Navi⸗ 


hütte, Gemeinde Fachbach, und dem 


gationslehrer die etatsmäßige Stelle eines 
ſolchen an der Navigationsſchule in Danzig 
verliehen worden. 

Der Navigationsſchul-Aſpirant Allner 
iſt unter Beilegung des Titels Navigations- 
lehrer zum Navigations- Vorſchullehrer in 
Apenrade ernannt worden. 


Dem Gewerbeaſſeſſor Meyenbörg iſt eine 
etatsmäßige Hilfsarbeiterſtelle bei der Ge⸗ 
werbeinſpektion Osnabrück verliehen worden. 

Die Gewerbereferendare Ritter aus 
Berlin, Cordes aus Oppeln, Blaudszun 
aus Spandau und Deubner aus Bonn ſind 
nach beſtandener Prüfung zu Gewerbe⸗ 
aſſeſſoren ernannt und den Gewerbeinſpek⸗ 
tionen Hannover, Niederbarnim-Südoſt in 
Berlin, Merſeburg und Schweidnitz als Hilfs- 
arbeiter überwieſen worden. 


Der Gerichtsaſſeſſor Dr. Karpinski in 
Halle a. S. iſt zum ſtellvertretenden Vor⸗ 
ſitzenden des Schiedsgerichts für die Arbeiter⸗ 
im Eiſenbahndirektionsbezirke 


Halle a. S. ernannt worden. 


Es ſind ernannt worden: 

zu Oberlehrern die Lehrer Diplomingenieur 
und Regierungsbauführer Arthur 
Förſter an der höheren Maſchinenbau⸗ 
ſchule in Hagen i. W. und Diplom⸗ 
ingenieur Jakob Schott an der Ma⸗ 
ſchinenbauſchule in Görlitz, 


e R-. 
NaN 
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Die Lehrerinnen Eliſabeth Scholz, Ger⸗ 
Zeichenlehrer Arthur Rolle und trud Skladny, Eugenie Hendewerk und 
Mittelſchullehrer Hermann Fiedler an Dora Stahl ſind zu Gewerbeſchullehrerinnen 
der Maſchinenbauſchule in Eſſen. an der Gewerbeſchule in Thorn ernannt 
worden. 


zu Maſchineubauſchullehrern die Lehrer 


II. Allgemeine Verwaltungsſachen. 


Betr. Scheckſtempelabgabe. 
Der Miniſter für Hande je 5 
W iR eat nu: Berlin W.66, den 3. November 1909. 


1. Nach den hierunter abgedruckten §§ 70 bis 77 und Tarifnummer 10 des Reichs⸗ 
ſtempelgeſetzes vom 15. Juli 1909 (RGBl. S. 850) unterliegen die darin bezeichneten 
Schecks vom 1. Oktober dieſes Jahres ab einer Reichsſtempelabgabe von 10 Pf. vom einzelnen 
Scheck. Die Entrichtung der Reichsſtempelabgabe hat zu erfolgen, ehe der Ausſteller den 
Scheck aus ſeinen Händen gibt. 

2. Für die ſtaatlichen Kaſſen kommen hierbei, da die Annahme von Schecks als 
Zahlungsmittel bisher noch nicht allgemein nachgelaſſen iſt, zur Zeit nur die von ihnen 
ſelbſt im Reichsbankgiroverkehr ausgeſtellten Schecks in Frage und zwar lediglich die weißen 
Schecks, dieſe aber auch dann, wenn ſie gekreuzt ſind. Dagegen ſind die im Reichsbank⸗ 
giroverkehre vorkommenden farbigen Schecks als Überſchreibungsaufträge anzuſehen und der 
Reichsſtempelabgabe nicht unterworfen. 

3. Die Scheckſtempelabgabe wird von der Staatskaſſe getragen, auch wenn es ſich 
um Zahlungen für das Reich handelt, da für dieſes im Geſetz eine Befreiungsvorſchrift 
nicht vorgeſehen iſt. Wünſcht jedoch ein Privatempfänger Zahlung mittels weißen Schecks, 
ſo hat er, da Zahlungen aus öffentlichen Kaſſen beſtimmungsgemäß an der Kaſſe in Empfang 
zu nehmen ſind, auch die entſtehende Stempelabgabe zu tragen. Sie iſt von ihm bar ein⸗ 
zuziehen oder von dem zu zahlenden Betrage derart in Abzug zu bringen, daß der dem 
Empfänger zuſtehende Betrag zwar voll in den Kaſſenbüchern verausgabt, der Scheck ſelbſt 
aber um 10 Pf. niedriger ausgeſtellt wird. 

4. Die Entrichtung der Stempelabgabe geſchieht in der Regel durch Verwendung 
von Stempelmarken. Dieſe find von der Kaffe zum Preiſe des Steuerbetrags von 10 Pf. 
ohne weitere Anweiſung nach Bedarf anzukaufen und bis zur Verwendung unter den Bar⸗ 
beſtänden der Kaſſe nachzuweiſen. 

Von der Anſchaffung geſtempelter Scheckvordrucke wird einſtweilen abgeſehen werden 
können. 

5. Die Stempelmarke iſt auf der Vorder- oder Rückſeite des Schecks an einer be- 
liebigen Stelle aufzukleben und durch Überſchreiben mit Tinte zu entwerten. 

6. Die Entwertung muß entweder in der Weiſe geſchehen, daß die Schrift oder 
Unterſchrift des Schecks über die Marke von einem Rande zum entgegengeſetzten Rande 
hinweggeführt wird, oder dadurch, daß Tag, Monat und Jahr der Verwendung der Marke 
auf dieſer niedergeſchrieben werden. Die auf die Marke geſetzten Schriftzeichen müſſen 
leſerlich fein und dürfen keinerlei Auskratzung, Durchſtreichung oder Überſchreibung aufweiſen. 

7. Die Entwertung durch Eintragung des Tages der Entwertung kann auch ganz 
oder teilweiſe mittels Schreibmaſchine oder durch Stempelaufdruck hergeſtellt werden; der 
Entwertungsvermerk muß aber alsdann in ſeinem ganzen Umfange (Monatsbezeichnung, 
Tages- und Jahreszahl) auf die Stempelmarke ſelbſt geſetzt werden. 

8. Über die auf Staatskoſten verwendeten Stempelmarken iſt eine Nachweiſung 
(Scheckſtempelliſte) nach dem unten abgedruckten Muſter zu führen und vierteljährlich ab⸗ 
zuſchließen. Die Vierteljahrsſumme iſt von den Kaſſen ohne weitere Anweiſung bei dem 
Geſchäftsbedürfnisfonds (in der Regel zuſammen mit den nicht abgefundenen Poſt-, Borto- 
und Gebührenbeträgen) zu verausgaben. 

Die Scheckſtempelliſte, die von der Kaffe mit der Richtigkeits beſcheinigung zu ver⸗ 
ſehen it = am Jahresſchluſſe der unmittelbar vorgeſetzten Verwaltungsitelle zur Feſtſetzung 
eingereicht. 

Mit der Vollziehung der Richtigkeitsbeſcheinigung wird die Verantwortung dafür über 
nommen, daß die Stempelabgaben der Staatskaſſe zur Laſt fallen und die Stempelmarken 
tatſächlich verwendet und vorſchriftsmäßig entwertet worden ſind. 
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9. Bei jeder Kaſſenreviſion iſt in der Geldbeſtandsnachweiſung der Wert der in dem 
betreffenden Vierteljahre zu Laſten der Staatskaſſe verwendeten Stempelbeträge und der 
vorhandenen Stempelmarken unter der Bezeichnung „Scheckſtempelliſte“ und „Stempel⸗ 
marken“ nachzuweiſen. 


Im Auftrage. 
IIa 4932. von der Hagen. 


An die der Handels- und Gewerbeverwaltung unterſtellten Behörden. 
Anlage A. 


Auszug aus dem Veichsſtempelgeſetz vom 15. Juli 1909. 


VIII. Schecks. (Tarifnummer 10.) 
§ 70. 

Die Entrichtung der in Nr. 10 des Tarifs bezeichneten Stempelabgabe muß erfolgen, 
ehe ein im Inland ausgeſtellter Scheck vom Ausſteller, ein im Ausland auf das Inland 
ausgeſtellter Scheck, der nicht ſchon im Auslande mit dem Reichsſtempel verſehen iſt, von 
dem erſten inländiſchen Inhaber aus den Händen gegeben wird. 

Die Entrichtung der Stempelabgabe von den den Schecks gleichgeſtellten Quittungen 
liegt dem Ausſteller des ſtempelpflichtigen Schriftſtücks und, wenn dieſes im Ausland aus⸗ 
geſtellt iſt, demjenigen ob, der es im Inland aushändigt. Die Entrichtung muß erfolgen, 
bevor das Schriftſtück ausgehändigt wird. 


8 71. 

Kommt der Annahmeerklärung, die auf einen auf das Ausland ausgeſtellten Scheck 
geſetzt wird, rechtliche Wirkung zu, ſo iſt dem inländiſchen Ausſteller geſtattet, den mit 
einem Indoſſamente noch nicht verſehenen Scheck ohne Entrichtung der Stempelabgabe 
lediglich zum Zwecke der Annahme zu verſenden und zur Annahme vorzulegen. Im übrigen 
begründet die Verwendung des Wechſelſtempels zu einem angenommenen derartigen Scheck 
nicht den Anſpruch auf Erſtattung des zur Urkunde nach Tarifnummer 10 bereits ent⸗ 
richteten Stempels. 

8 72. 

Wird ein Scheck, der auf einen beſtimmten Zahlungsempfänger geſtellt und im Aus⸗ 
lande zahlbar iſt, in mehreren, im Texte mit der Bezeichnung „erſte, zweite, dritte uſw. 
Ausfertigung“ oder mit einer gleichbedeutenden Bezeichnung verſehenen Ausfertigungen aus⸗ 
geſtellt, ſo genügt die Verſteuerung einer dieſer Ausfertigungen. Iſt jedoch auf eine der 
nicht verſteuerten Ausfertigungen ein Indoſſament geſetzt, das ſich auf der verſteuerten 
Ausfertigung nicht befindet, ſo unterliegt dieſe Ausfertigung gleichfalls der Verſteuerung. 
Die Verſteuerung muß erfolgen, ehe der Indoſſant oder, wenn das Indoſſament im Aus- 
land ausgeſtellt ift, der erſte inländiſche Inhaber die Ausfertigung aus den Händen gibt. 

Der Beweis des Vorhandenſeins einer verſteuerten Ausfertigung oder des Einwandes, 
daß das auf eine unverſteuerte Ausfertigung geſetzte Indoſſament auch auf einer verſteuerten 
Ausfertigung abgegeben ſei, liegt demjenigen ob, welcher wegen Unterlaſſung der Ver⸗ 


ſteuerung einer Ausfertigung des Schecks in Anſpruch genommen wird. 


3. 


Iſt die in den 88 70, 72 vorgeſchriebene Verſteuerung unterlaſſen, ſo iſt der nächſte 
und, ſo lange die Verſteuerung nicht bewirkt iſt, jeder fernere inländiſche Inhaber ver⸗ 
pflichtet, den Scheck zu verſteuern, ehe er ihn auf der Vorder- oder Rückſeite unterzeichnet, 
veräußert, zur Zahlung oder zur Verrechnung vorlegt, Zahlung darauf empfängt oder 
leiſtet, eine Quittung darauf ſetzt, mangels Zahlung Proteſt erheben läßt oder den Scheck 
aus den Händen gibt. Auf die von den Vordermännern verwirkten Strafen hat die Ent⸗ 
richtung der Abgabe durch den ſpäteren Inhaber keinen Einfluß. 

Hat eine der im § 70 Abl. 2 bezeichneten Perſonen die Entrichtung der Abgabe von 
den den Schecks gleichgeſtellten Quittungen unterlaſſen, ſo iſt die Entrichtung vom Empfänger 
des Schriftſtücks binnen drei Tagen nach dem Tage des Empfangs und jedenfalls vor der 
weiteren Aushändigung des Schriftſtücks zu bewirken. 
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8 74. 
Die Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe wird erfüllt: 


1. durch Ausſtellung der ſtempelpflichtigen Urkunde auf einem mit dem 


Reichsſtempel verſehenen Vordruck oder 


2. durch Verwendung der erforderlichen Stempelmarke auf der Urkunde, 
wenn hierbei die vom Bundesrat erlaſſenen und bekannt gemachten Vor⸗ 
ſchriften über die Art und Weiſe der Verwendung beobachtet worden ſind. 


8 75. 


Die Nichterfüllung der Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe wird mit 


einer Geldſtrafe von zwanzig Mark für jedes Schriftſtück beſtraft. 
Die Strafe trifft beſonders und zum vollen Betrage jeden, 


der der ihm obliegenden 


Verpflichtung zur Entrichtung der Stempelabgabe nicht rechtzeitig genügt hat. 


8 76. 


Iſt die Urkunde von einer im Inlande wohnhaften Perſon ausgeſtellt worden, ſo 
wird vermutet, daß die Ausſtellung im Inland erfolgt iſt, bis Tatſachen erwieſen werden, 


welche geeignet ſind, die Unrichtigkeit dieſer Vermutung darzutun. 


8 77. 


Urkunden, die nach dieſem Abſchnitte ſtempelpflichtig ſind, oder auf welche die in 
dieſem Abſchnitte vorgeſehenen Stempelbefreiungen Anwendung finden, ſind in den einzelnen 


Bundesſtaaten keiner Abgabe unterworfen. 


Auch von den auf derartige Schecks geſetzten Ubertragungsvermerken, Quittungen und 
ſonſtigen auf Leiſtungen aus dieſen Papieren bezüglichen Vermerken dürfen landesgeſetzliche 
Abgaben nicht erhoben werden. Auf Proteſte findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 


Nr.] Gegenſtand der Beſteuerung 


Schecks. 


10 Im Inland ausgeſtellte Schecks und 
Schecks, welche im Ausland auf das 


Inland ausgeſtellt find . . — 


Den Schecks ſtehen gleich die Dt 
tungen über Geldſummen, die aus Gut⸗ 
haben des Ausſtellers bei den im § 2 
des Scheckgeſetzes vom 11. März 1908 
(Reichs ⸗Geſetzbl. S. 71) bezeichneten 
Anſtalten oder Firmen gezahlt werden, 
fofern die Quittung im Inland aus“ 
geſtellt oder ausgehändigt wird. 


Befreit ſind: 
1. im inländiſchen Poſtſcheckverkehr aus⸗ 
geſtellte Schecks; 
2. Schecks, die dem Wechſelſtempel 
unterliegen. 


Tarif. 


vom 
Hundert | Taufend | 


7 


4 


Berechnung 
der 
Stempelabgabe 


vom einzelnen Scheck. 

Iſt ein Scheck in 
mehreren Ausferti 
gungen ausgeſtellt, ſo 
iſt die Abgabe auch 
von jeder weiteren 
Ausfertigung zu ent⸗ 
richten, ſofern dieſe 
nach geſetzlicher Vor⸗ 
ſchrift als ein für ſich 
beſtehender Scheck gilt. 

Im übrigen iſt ur 
Abgabe von der ein- 
zelnen Urkunde nur 
einmal zu entrichten. 
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Kgl. 


Tiſte 
der der Staatskaſſe zur Laſt fallenden Reichsſtempelabgabenbeträge für Schecks 
(Scheckſtempelliſte) 


für A 1... 19 

le | r. Bezeichnung 1 Nr. des Einnahme- 

Ofde. ] Ausſtellung des der entrichteten aden 
Nr. 2 Stempelabgabe Ausgabe⸗Journals 

des Schecks Empfängers N 5 
I, 2 3. — 7 4. ea 5. | 2% 
| 
Summe 


U 
Die Richtigkeit wird beſcheinigt. 


Iden a 
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III. Handel3-Angelegenheiten. 


1. Handelsvertretungen. 


Betr. Börſenordnung für die Börſe in Breslau. 
Vürſenordnung. 
J. Abſchnitt. 


Gegenftände des Börſenverkehrs und Börſenverſammlungen. 


SE 
Gegenſtände des Börſenverkehrs. 

I. Die Börſeneinrichtungen der Börſe zu Breslau find für das Fondsgeſchäft be— 
ſtimmt. 

II. Gegenſtände des Börſenverkehrs können ſein: Geld (Leihkapital, Aus⸗ 
zahlungen uſw.), Geldſorten und Wertpapiere, ſoweit ſie nach Befinden der Börſenorgane 
für den Börſenhandel geeignet ſind, insbeſondere Anleiheanteilſcheine, Aktien, Zins- und 
Gewinnanteilſcheine, Wechſel, Schecks, Anweiſungen uſw. 


2 
Börſenverſammlungen. 

J. Die Börſenverſammlungen finden werktäglich zu den von den Börſenorganen 
feſtgeſetzten Stunden ſtatt. 

II. Bis auf weiteres umfaßt die Börſenzeit die Stunden von 11 Uhr vormittags 
bis 1½ Uhr nachmittags. 

III. Eine anderweite allgemeine Feſtſetzung dieſer Börſenſtunden kann, auf Vor⸗ 
fon oder nach Anhörung des Börſenvorſtandes, durch die Handelskammer getroffen 
werden. 

IV. Die Befugnis, einzelne Börſenverſammlungen bei außerordentlichen Veran⸗ 
laſſungen, wie allgemeinen Feſtlichkeiten, Wahlen u. dergl. m., ausfallen zu laſſen oder 
deren Zeitdauer abzuändern, ſteht dem Börſenvorſtande zu. 


II. Abſchnitt. 


Vörſenaufſicht, Börſenleitung und Börſenorgane. 
1. Börſenaufſichtsbehörden. 
§ 3. 

I. Die unmittelbare Aufſicht über die Börſe ſteht der Handelskammer zu. 

II. Ihrer Aufſicht unterliegen nach geſetzlicher Vorſchrift auch die auf den Breslauer 
Börſenverkehr bezüglichen Einrichtungen der hier beſtehenden Liquidations- und Saldierungs⸗ 
vereine, Liquidationskaſſen, Kündigungsbureaus und ähnlichen Anſtalten, deren Satzungen 
ſowie auf den Börſenverkehr bezüglichen Ordnungen der Genehmigung der Handelskammer 
bedürfen. Die gegenwärtig geltenden Satzungen und Ordnungen der zur Zeit hier beſtehen⸗ 
den Anſtalten ſolcher Art bleiben in Kraft. 


84. 

Die Leitung des Börſenverkehrs und der Börſenverſammlungen, einſchließlich der 
Aufſicht über die Börſenbeſucher und die Börſenangeſtellten, iſt dem Börſenvorſtand über- 
tragen. 0 

2. Der Börſenvorſtand. 


a) Zuſammenſetzung. 
5 


I. Der Börſenvorſtand beſteht aus ſieben Mitgliedern, welche von der Handels⸗ 
kammer aus der Zahl der dauernd und mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel 


— 


zum Börſenbeſuche zugelaſſenen Perſonen ($ 27) auf die Dauer von je drei Kalenderjahren 
gewählt werden. 

II. Für die im Laufe der regelmäßigen Amtszeit ausſcheidenden Mitglieder des 
Börſenvorſtandes ſind unverzüglich von der Handelskammer Neuwahlen auf den Reſt der 
Amtszeit der Ausgeſchiedenen vorzunehmen. 

III. Die Namen der Mitglieder des Börſenvorſtandes werden durch Börſenaushang 
bekannt gegeben. 

8 6. 

I. Der Börſenvorſtand konſtituiert ſich alljährlich alsbald nach Jahresanfang, indem 
er aus ſeiner Mitte auf je ein Kalenderjahr einen Vorſitzenden und einen Stellvertreter 
des Vorſitzenden wählt. 

II. Bis zur Neukonſtituierung verbleiben die bisherigen Mitglieder und Vorſitzenden 
des Börſenvorſtandes im Amte. 

ST 

J. Die Sitzungen und Verhandlungen des Börſenvorſtandes werden von ſeinem 
Vorſitzenden oder deſſen Stellvertreter einberufen und geleitet. Falls dieſe an den Be— 
ratungen nicht teilnehmen, geht der Vorſitz auf das dem Dienſtalter oder bei gleichem 
Dienſtalter auf das dem Lebensalter nach älteſte anweſende Mitglied über. 

II. Zur Beſchlußfähigkeit iſt, nach vorgängiger ſchriftlicher oder mündlicher Ein⸗ 
ladung ſämtlicher Mitglieder, die Anweſenheit von vier derſelben erforderlich wie genügend. 

III. Die Beſchlußfaſſung erfolgt nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
dus ax Stimme des jeweiligen Vorſitzenden den Ausſchlag; nur bei Wahlen entſcheidet 
as Los. 

IV. Über die Beſchlüſſe des Börſenvorſtandes in ſeinen Sitzungen ſind Nieder⸗ 
ſchriften aufzunehmen; als Schriftführer und mit beratender Stimme hat der Börſenſyndikus 
an den Verhandlungen des Börſenvorſtandes teilzunehmen. 


8 8. 

J. Gegen Beſchlüſſe und Anordnungen des Börſenvorſtandes, die auf Antrag dritter 
Perſonen ergangen find, ſteht dem Antragſteller die Beſchwerde an die Handelskammer 
binnen einer Friſt von zwei Wochen ſeit Bekanntgabe des Beſcheids zu. 

II. Bei der Entſcheidung von Beſchwerden über den Börſenvorſtand nehmen die dieſem 
angehörigen Mitglieder der Handelskammer an der Abſtimmung nicht teil; ihre Teilnahme 
an der Beratung iſt dagegen in allen Fällen zuläſſig. 


b) Zuſtändigkeit. 
89 


J. Die Zuftändigfeit des Börſenvorſtandes erſtreckt ſich im Rahmen ſeiner allgemeinen 
Obliegenheiten und Befugniſſe noch auf die Erledigung folgender beſonderen Aufgaben: 
1. die Überwachung der Befolgung der in bezug auf die Börſe erlaſſenen allge⸗ 
meinen geſetzlichen und Verwaltungsbeſtimmungen, einſchließlich der geſetzlichen 
Verpflichtung, Handlungen der Börſenbeſucher, welche zu einem ehrengerichtlichen 
Verfahren Anlaß geben, zur Kenntnis des Staatskommiſſars oder des Ehren⸗ 

gerichts zu bringen; 

2. die Handhabung der Ordnung in den Börſeuräumen und die Aufrechterhaltung 
eines geregelten Geſchäftsverkehrs ſowie der Erlaß beſonderer Beſtimmungen zur 
äußeren Regelung des Börſenverkehrs unter Genehmigung der Handelskammer; 

3. die Beſchlußfaſſung über die Zulaſſung zum Börſenbeſuch und die Ausſchließung 
von demſelben (§§ 19, 26 fgde.); 

4. die Ausübung des Hausrechts und der Diſziplinargewalt an der Börſe (S8 10 
und 32 fade.); 

5. die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenterminhandel und die Zurücknahme 
einer ſolchen Zulaſſung (SS 46 fgde.); 5 

6. die Beſorgung der amtlichen Feſtſtellung und Veröffentlichung der Kurſe und 
Preiſe (SS 49 fgde.); } . 

7. die Überwachung der Amtsführung der Kursmakler hinſichtlich ihrer Anweſenheit 
in den Börſenverſammlungen und ihrer Mitwirkung bei den Kursnotierungen 
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($ 50 Abſ. 1) ſowie die Genehmigung der Beſchlüſſe einer Vertretung der 
Kursmakler über die Verteilung der Geſchäfte unter die Kursmakler; 

8. die Feſtſetzung von Börſengeſchäfts- und Börſenverkehrsbedingungen, einſchließ⸗ 
lich der Normierung der Courtageſätze für die Vermittelung von Börſengeſchäften 
durch die Kursmakler nach Anhörung einer Vertretung der Kursmakler; 

9. die Entſcheidung über geltende Börſengebräuche und die Feſtſtellung künftig an⸗ 
wendbarer Börſenuſancen; 

10. die Entſcheidung über die Lieferbarkeit von Wertpapieren. 

II. Der Börſenvorſtand iſt befugt, die Erledigung einzelner Geſchäfte im Rahmen 
ſeiner allgemeinen Zuſtändigkeit im gegebenen Falle einem oder mehreren einzelnen ſeiner 
Mitglieder zu übertragen. 

8 10. 

J. Die Mitglieder des Börſenvorſtandes haben für die Erhaltung der äußeren Ord⸗ 
nung, der Ruhe und des Anſtandes in den Verſammlungsräumen der Börſe und in den 
dazu gehörigen Nebenräumen während der Börſenſtunden zu ſorgen. 

II. Jedes Mitglied des Börſenvorſtandes iſt in Ausübung des Hausrechts an 
der Börſe befugt, Perſonen, welche die Ordnung oder den Geſchäftsverkehr an der Börſe 
ſtören, oder die Ruhe oder den Anſtand in den Börſenverſammlungen durch Worte oder 
Handlungen verletzen, oder der in dieſer Beziehung ergehenden Anordnung eines Mit⸗ 
glieds des Börſenvorſtandes nicht ungeſäumt Folge leiſten, oder unbefugter Weiſe an den 
Börſenverſammlungen oder am Börſenhandel teilnehmen, ſofort und ohne Erörterung der 
Urſache aus den Börſenräumen entfernen zu laſſen und ihnen die weitere Teilnahme 
an der Börſenverſammlung für den laufenden Tag zu unterſagen. Dem Vorſitzenden des 
Börſenvorſtandes hat das Mitglied des Börſenvorſtandes von ſeiner Ausübung des Haus⸗ 
rechts in jedem Falle noch an demſelben Tage Kenntnis zu geben. 


3. Börſenehrengericht. 
8 . 

J. Das Ehrengericht an der Börſe zu Breslau beſteht aus je 5 Richtern und 
ſtellvertretenden Richtern, welche auf die Dauer von je 3 Kalenderjahren durch die Handels⸗ 
kammer aus ihren Mitgliedern mit der Maßgabe gewählt werden, daß ſich unter den 
Richtern der Präſident der Handelskammer oder einer ſeiner Stellvertreter und der Vor⸗ 
ſitzende des Börſenvorſtandes, ſofern der letztere Mitglied der Handelskammer iſt, befinden 
müſſen. e J 

II. Für ein Mitglied des Ehrengerichts, das während der regelmäßigen Amtsdauer 
ausſcheidet, hat die Handelskammer unverzüglich einen Erſatzmann für den Reſt der Wahl⸗ 
periode des Ausgeſchiedenen zu wählen. 

III. Außerdem gehört dem Ehrengericht als Mitglied mit beratender Stimme der 
Börſenſyndikus an. 

§ 12. 

I. Das Ehrengericht entſcheidet in der Beſetzung von 5 ſtimmberechtigten Mit⸗ 
gliedern. 
II. Die rechtskräftigen oder für ſofort wirkſam erklärten Entſcheidungen des Ehren— 
gerichts ſind dem Börſenvorſtande mitzuteilen. 

III. Die durch das ehrengerichtliche Verfahren entſtandenen Unkoſten, ſoweit zu 
deren Tragung der Beſchuldigte nicht verurteilt wurde, oder fie von dem verurteilten Be⸗ 
ſchuldigten nicht beigetrieben werden können, ſowie die Einrückungsgebühren für die auf Antrag 
des freigeſprochenen Beſchuldigten vom Ehrengericht angeordnete öffentliche Bekanntmachung 
der Freiſprechung werden von der Handelskammer (§ 56) getragen. 


4. Börſenſchiedsgericht. 
813. 

J. Zur Entſcheidung von Streitigkeiten aus Börſengeſchäften iſt das Börſenſchieds— 
gericht berufen, ſofern die ſtreitenden Teile deſſen Zuständigkeit durch beſondere Verein- 
barung begründet oder anerkannt haben. 

II. Eine Vereinbarung, durch welche die Beteiligten ſich der Entſcheidung des Börſen— 
ſchiedsgerichts unterwerfen, iſt jedoch nur dann verbindlich, wenn beide Teile zu den Perſonen 
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gehören, welche nach geſetzlicher Vorſchrift Börſentermingeſchäfte abſchließen können, oder 
wenn die Unterwerfung unter das Schiedsgericht nach Entſtehung des Streitfalls erfolgt. 


8 14. 

1. Zu Mitgliedern des Börſenſchiedsgerichts werden die Mitglieder der Handels— 
kammer und des Vörſenvorſtandes in einer nach beſtimmtem Turnus wechjeluden Reihen⸗ 
folge durch den Präſidenten der Handelskammer beſtellt. 

II. Das Börſenſchiedsgericht eniſcheidet in der Beſetzung mit 3 Richtern. 

III. Als Mitglied mit beratender Stimme gehört dem Vörſenſchiedsgericht auch der 
Börſenſyndikus an, welcher dabei zugleich als Rechtsbeirat und Schriftführer amtiert. 

IV. Die näheren Beſtimmungen über die Zuſammenſetzung des Börſenſchieds⸗ 
gerichts und ſeine Bildung im einzelnen Falle werden von der Handelskammer getroffen, 
der auch der Erlaß einer beſonderen Schiedsgerichts- und Schiedsgerichtsgebührenordnung 
vorbehalten bleibt. 

8 15. 

I. Für das Verfahren vor dem Börſenſchiedsgerichte gelten die Vorſchriften der 
Deutſchen Zivilprozeßordnung über das ſchiedsgerichtliche Verfahren. Im übrigen wird, 
ſoweit nicht zwingende Geſetzesbeſtimmungen oder bindende Vereinbarungen der Parteien 
entgegenſtehen, das Verfahren von den Mitgliedern des Schiedsgerichts nach freiem Er— 
meſſen beſtimmt. 

II. Das Börſenſchiedsgericht entſcheidet ſelbſt über die Zuläſſigkeit des ſchiedsrichter⸗ 
lichen Verfahrens. 

III. Es iſt in jeder Lage des Verfahrens berechtigt, die Fällung eines Schiedsſpruchs 
gänzlich abzulehnen. 

5. Börſenbeamte. 
§ 16. 

I. Zum Börſenſyndikus wird ein Syndikus der Handelskammer von deren Prä⸗ 
ſidenten beſtellt; er wird in Behinderungsfällen von einem anderen dazu beſtimmten Handels— 
kammerſyndikus vertreten. 

II. Er hat die Geſchäfte des Rechtsbeirats bei dem Börſenvorſtande, der Zulafjungs- 
ſtelle für Wertpapiere, dem Börſenehrengericht und dem Börſenſchiedsgericht wahrzunehmen. 
(88 7, 11, 14 u. 42.) 

ace 

Die Obliegenheiten des Börſenſekretärs (§ 53) werden von dem Präſidenten der 

Handelskammer einem ihrer Bureaubeamten übertragen. 


§ 18. 

L Für den Aufwartedienſt in den Börſenräumen während der Börſenſtunden ſowie 
zur Unterſtützung des Börſenvorſtandes bei der Aufrechterhaltung der Ordnung, der Ruhe 
und des Anſtandes in den Börſenverſammlungen ($ 10) werden von der Handelskammer 
aus der Zahl ihrer Unterbeamten beſondere Börſendiener beſtimmt, welche den Anord— 
nungen der Mitglieder des Börſenvorſtandes Folge zu leiſten haben. 

II. Sonſtige Hilfskräfte nach Erfordernis des Börſenverkehrs werden von der 
Handelskammer geſtellt. 


III. Abſchnitt. 
Teilnahme an den Börſenverſammlungen. 


1. Zulaſſung zum Börſenbeſuch. 
a) Börſeneintrittsgeld und Börſenbeitrag. 
Sen 
I. Berechtigt zum Eintritt in die Börſenräume während der Börſenverſammlungen 
ſind nur diejenigen Perſonen, die eine mit Zuſtimmung des Vörſenvorſtandes ($ 29 Abf. 111) 
von der Handelskammer für ſie ausgeſtellte Ausweiskarte gelöſt haben. ’ 
II. Diejenigen Börſenbeſucher, welche die dauernde Befugnis zur Teilnahme am 
Börſenhandel zu erwerben wünſchen, bedürfen hierzu daneben noch einer beſonderen Zu— 
laſſung zum Börſenbeſuche durch den Vörſenvorſtand. 
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III. Die nicht am Börſenhandel teilnehmenden Mitglieder der Handelskammer, die 
Beamten der Handelskammer und Börſenverwaltung ſowie alle ſonſtigen Perſonen, die, 
ohne am Börſenhandel oder den Kursmaklergeſchäften teilzunehmen, vermöge ihres Amtes 
den Börſenverſammlungen beizuwohnen berechtigt ſind, haben, ohne einer beſonderen Zu— 
laſſung zu bedürfen, Zutritt zu den Börſenräumen und bedürfen keiner Ausweiskarte. 

IV. Die Kursmakler ſind von der Verpflichtung, eine Ausweiskarte gegen Entrichtung 
der Gebühr zu löſen, nicht befreit. 

§ 20. 

I. Die Ausweiskarten für den Beſuch der Börſenverſammlungen werden auf die 
Dauer je eines Kalenderjahrs ausgeſtellt; ſie ſind nur für die Perſon gültig, auf deren 
Namen ſie lauten, und unübertragbar. 

II. Ihre Ausſtellung erfolgt: 


1. entweder gemäß § 28 Abſ. I Ziff. 2 als ſolche, die nur zum dauernden Ein— 
tritt in die Börſenräume während der Börſenverſammlungen berechtigen (Ein— 
trittskarten); 

2. oder gemäß § 27 als ſolche, die zum Eintritt in die Börſenräume unter gleich 
zeitiger dauernder Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel berech— 
tigen (Börſenkarten); 

3. oder gemäß § 28 Abſ. I Ziff. 1 als ſolche, die auf jederzeitigen Widerruf an 
kaufmänniſche Angeſtellte (Prokuriſten, Handlungs bevollmächtigte, Handlungs— 
gehilfen, Lehrlinge, Volontäre u. dergl. m.) zufolge Antrags ihres Prinzipals, 
ſofern dieſer ſelbſt ſich im Beſitz einer Börſenkarte befindet, erteilt werden (Ge— 
hülfenkarten); 

4. oder endlich gemäß § 30 als ſolche, die nur zum Eintritt für einen beſtimmten 
a und zwar denjenigen berechtigen, an dem die Karte gelöft wurde (Tages— 

arten). 
III. Je nach ihrer Beſtimmung unterſcheiden ſich die verſchiedenen Arten der Börſen— 
ausweiskarten voneinander durch ein äußeres Erkennungsmerkmal, wie Farbe uſw., nach 
näherer Feſtſetzung der Handelskammer. 


1 

J. Für jede Börſenausweiskarte, welche zum ſtändigen Beſuche der Börſenverſamm— 
lungen berechtigt (§ 20 Abſ. IT Ziff. 1—3), iſt auf die Dauer ihrer Gültigkeit (§ 20 Abſ. I) 
eine feſte Gebühr (Eintrittsgeld) von 10 Mark zu entrichten, auch dann, wenn die 
Karte erſt im Laufe des Jahres gelöſt wird. 

II. Der Börſenvorſtand iſt jedoch befugt, in geeigneten Fällen die Eintrittskarten zur 
Börſe koſtenfrei oder gegen eine anteilige Gebühr auf einen kürzeren Zeitraum zu erteilen. 
III. Für die Tageskarten ($ 20 Abſ. II Ziff. 4) beträgt die Gebühr je 1 Mark. 

IV. Die Vermietung feſter Plätze innerhalb der Börſenräume und die Vergebung 
von Fernſprechzellen im Vörſenfernſprechamt erfolgt durch die Handelskammer gegen eine 
von ihr feſtzuſetzende Gebühr. 

922 

I. Neben dem in § 21 feſtgeſetzten Eintrittsgelde wird zur Deckung des Bedarfs 
der Börſe von denjenigen Firmen, deren Inhaber oder Vertreter als zur Teilnahme am 
Börſenhandel dauernd zugelaſſene Börſenbeſucher (§ 27) die Börſenverſammlungen beſuchen 
und an der Börje Geſchäfte abſchließen, ein Jahres beitrag (Börſenbeitrag) erhoben, der 
nach dem Umfange dieſer Geſchäfte in Verbindung mit der Bedeutung der Firma und deren 
Intereſſe am Börſenverkehr abgeſtuft wird. 

II. Zu einem ebenſolchen Beitrage werden die Kursmakler und ſolche Perſonen heran- 
gezogen, welche, ohne eine eingetragene Firma zu beſitzen oder zu vertreten, gleichwohl die 
Börſe mit der durch dauernde Zulaſſung zum Börfenbefuch erworbenen Befugnis zur Teil- 
nahme am Börſenhandel beſuchen (§ 27 Abſ. IV) und daſelbſt Geſchäfte abſchließen. 


§ 23. 

J. Der Börſenbeitrag ($ 22) wird nach Klaſſen abgeſtuft, in welche die Beteiligten 
von dem gemäß § 24 zu bildenden Schätzungsausſchuß alljährlich eingeſchätzt werden. 
Die Einſchätzung erfolgt im Dezember eines jeden Jahres für das folgende Kalenderjahr. 

II. Die Schätzungsergebniſſe ſind der Handelskammer mitzuteilen, von der ſie den 
Beteiligten durch ſchriftliche Benachrichtigung bekannt gegeben werden. 


a 

III. Gegen dieſe Einſchätzung ift eine Berufung an die Handelskammer zuläſſig, die 
innerhalb vierzehn Tagen nach Bekanntgabe des Einſchätzungsergebniſſes einzulegen iſt. 

IV. Die Klaſſeneinteilung des Börſenbeitrags erfolgt nach Maßgabe eines von der 
Handelskammer aufzuſtellenden Tarifs, der durch Börſenaushang bekanntzugeben iſt und 
zu deſſen jederzeitigen Anderung der Handelskammer die Befugnis vorbehalten bleibt. 


§ 24. 

I. Der nach 8 23 zu beſtellende Schätzungsausſchuß (Aus ſchuß für Veranlagung 
zum Börſenbeitrag) beſteht aus 12 Mitgliedern. 

II. Von den Mitgliedern werden je drei von der Handelskammer und von dem 
Börſenvorſtand aus ihrer Mitte abgeordnet; die übrigen ſechs Mitglieder werden von den- 
jenigen Börſenbeſuchern, welche die dauernde Zulaſſung zum Börſenbeſuche mit der Befugnis 
zur Teilnahme am Börſenhandel erworben haben ($ 27), auf die Dauer von je drei Ka⸗ 
lenderjahren mittels Stimmzetteln gewählt. 

III. Für jedes der von der Handelskammer und vom Börſenvorſtand abgeordneten 
Mitglieder, das während der regelmäßigen Amtszeit ausſcheidet, iſt unverzüglich ein Erſatz⸗ 
mann auf den Reſt der Amtszeit zu beſtellen; ſoweit bei den von den Vörſenbeſuchern 
gewählten Mitgliedern des Schätzungsausſchuſſes Fälle von vorzeitigem Ausſcheiden vor— 
kommen, haben Erſatzwahlen für die Ausgeſchiedenen ſolange nicht ſtattzufinden, als noch 
mindeſtens drei dieſer Mitglieder im Ausſchuß verbleiben. 

IV. Alsbald nach vollzogener Beſtellung ſeiner Mitglieder konſtituiert ſich der 
Schätzungsausſchuß durch Wahl eines Vorſitzenden und eines Stellvertreters des Vor⸗ 
ſitzenden. Der Vorſitz muß einem der von der Handelskammer abgeordneten Mitglieder 
übertragen werden; zum Stellvertreter des Vorſitzenden ſoll eines der vom Börſenvorſtand 
entſandten Mitglieder beſtellt werden. 

V. Die näheren Beſtimmungen über das bei der Wahl der von den Börſenbeſuchern 
zu wählenden Mitglieder des Schätzungsausſchuſſes zu beobachtende Verfahren werden 
von der Handelskammer getroffen. 


§ 25. 

I. Das Börſeneintrittsgeld (§ 21 Abſ. I) ſowohl, wie der Börſenbeitrag ($ 22) find 
einheitliche Jahresabgaben, welche im voraus für das laufende Kalenderjahr zu entrichten 
ſind, und zwar in voller Höhe auch dann, wenn die Aufnahme des Börſenbeſuchs erſt im 
Laufe eines Jahres erfolgt. 

II. Durch die Einſtellung des Börſenbeſuchs im Laufe des Geſchäftsjahrs wird ein 
Anſpruch auf anteilige Rückgewähr des Eintrittsgeldes oder des Börſenbeitrags nicht er— 
worben. 

III. Die in den 88 21 und 22 feſtgeſetzten Gebühren ſowie die Erträgniſſe, welche 
durch Vermietung feſter Börſenſitzplätze, durch Benutzung der Fernſprechzellen im Börſen— 
ſaal, durch Abtrag von Börſendepeſchen in den Börſenräumen oder durch aufkommende 
Strafgelder erbracht werden, und andere Einnahmen, die aus Leiſtungen der Börfenbejucher 
aufkommen, fließen zur Kaſſe der Handelskammer ($ 56). 


b) Vorausſetzungen der Zulaſſung zum Börſenbeſuch. 
8 26. 

J. Zum Börſenbeſuche dürfen nicht zugelaſſen werden: 

Perſonen weiblichen Geſchlechts; 

. Berfonen, welche ſich nicht im Beſitze der bürgerlichen Ehrenrechte befinden; 

Perſonen, welche infolge gerichtlicher Anordnung in der Verfügung über ihr 

Vermögen beſchränkt ſind; 

4. Perſonen, welche wegen betrügeriſchen Bankerotts oder wegen Meineids rechts⸗ 

kräftig verurteilt ſind; 

5. Perſonen, welche wegen einfachen Bankerotts rechtskräftig verurteilt ſind; 

6. Perſonen, welche ſich im Zuſtande der Zahlungsunfähigkeit befinden oder In⸗ 
haber oder Vertreter einer Firma oder Geſellſchaft ſind, die ſich im Zuſtande 
der Zahlungsunfähigkeit befindet; g 

7. Perſonen, gegen welche durch rechtskräftige oder für ſofort wirkſam erklärte 
börſenehrengerichtliche Entſcheidung auf Ausſchließung von dem Beſuch einer 
Börſe erkannt iſt; 


vr 
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8. Perſonen, welche an einer die übrigen Börſenbeſucher gefährdenden oder den 
Verkehr an der Börſe ſtörenden äußerlich ſichtbaren Krankheit oder einem ſolchen 
Gebrechen leiden. 


II. Als zahlungsunfähig im Sinne der Vorſchrift der Ziffer 6 des Abſ. I dieſes 
Paragraphen gilt ſchon, wer Gläubigern über unſtreitige Schuldverbindlichkeiten Vergleichs 
vorſchläge macht oder eine unſtreitige und fällige Schuldverbindlichkeit unberichtigt läßt. 
Unſtreitigen Schuldverbindlichkeiten ſtehen dabei ſolche gleich, die durch rechtskräftiges Urteil 
oder durch Schiedsſpruch des Börſenſchiedsgerichts oder für vollſtreckbar erklärten Schieds⸗ 
ſpruch eines anderen Schiedsgerichts feſtgeſtellt ſind. Die Verweigerung der Zahlung 
des Börſeneintrittsgeldes oder des Börſenbeitrags (§§ 21 und 22) wird der 
Zahlungsunfähigkeit im Sinne dieſer Vorſchrift gleich behandelt. 

III. Die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung zum Börſenbeſuche kann nach geſetzlicher 
Vorſchrift in den Fällen der Ziff. 2 und 3 des Abſ. I nicht vor Beſeitigung des Aus⸗ 
ſchließungsgrundes, in dem Falle der Ziff. 5 nicht vor Ablauf von 6 Monaten, nachdem 
die Strafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt, erfolgen; ſie darf in den Fällen der Ziff. 5 
und 6 nur ſtattfinden, wenn der Börſenvorſtand den Nachweis für geführt erachtet, daß 
die Schuldverhältniſſe ſämtlichen Gläubigern gegenüber durch Zahlung, Erlaß oder Stun— 
dung geregelt find. Einer Perſon, welche im Wiederholungsfall in Zahlungsunfähigkeit 
oder in Konkurs geraten iſt, muß die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung mindeſtens auf die 
Dauer eines Jahres verweigert werden. In dem Falle der Ziff. 4 des Abſ. J iſt der Aus⸗ 
ſchluß ein dauernder, und in dem Falle der Ziff. 6 kann der Börſenvorſtand ein Mindeſt— 
maß der Ausſchlußfriſt feſtſtellen. 

IV. Perſonen, die durch ehrengerichtliche Entſcheidung oder durch Beſchluß des Börſen— 
vorſtandes auf eine kalendermäßig beſtimmte Friſt vom Börſenbeſuch ausgeſchloſſen worden 
ſind, haben nach Ablauf dieſer Friſt die Berechtigung, den Börſenbeſuch wieder aufzunehmen, 
ohne daß es dazu eines neuen Zulaſſungsantrags bedarf. 
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I. Dauernd und mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel können 
zum Börſenbeſuche zugelaſſen werden diejenigen volljährigen Perſonen, welche als Inhaber 
einer in das Handelsregiſter eingetragenen Firma, als perſönlich haftende Geſellſchafter 
einer in das Handelsregiſter eingetragenen Geſellſchaft oder als geſetzliche Vertreter einer 
in ein gerichtliches Regiſter eingetragenen Geſellſchaft, Genoſſenſchaft oder ſonſtigen juriſti— 
ſchen Perſon ſelbſt in das Regiſter eingetragen ſind, ſowie die Vorſtandsmitglieder der 
öffentlichen Bankanſtalten, die im Bezirke der Handelskammer ihren Sitz haben. 

II. Soweit die Handelsfirmen, Handelsgeſellſchaften und ſonſtigen juriſtiſchen Per— 
ſonen des Abſ. I, deren Inhaber oder geſetzliche Vertreter die Zulaſſung zum Börſenbeſuche 
nachſuchen, die Wahlberechtigung und Beitragspflicht zur Handelskammer Breslau beſitzen, 
darf die Zulaſſung ſolcher Perſonen, denen die Beſtimmungen des § 26 nicht entgegen— 
ſtehen, nur verſagt werden wenn dem Börſenvorſtand Umſtände bekannt ſind, welche die 
Befürchtung rechtfertigen, daß der Antragſteller oder die von ihm vertretene Firma, Ge— 
ſellſchaft oder juriſtiſche Perſon den an einen am Börſenhandel teilnehmenden Börſen— 
beſucher zu ſtellenden Anforderungen nicht entſprechen werde. In dieſem Falle kann die 
Ablehnung auch ohne Angabe von Gründen erfolgen. 

III. In geeigneten Fällen können ſtatt der in Abſ. I erwähnten Perſonen auch Pro— 
kuriſten oder Bevollmächtigte desſelben Betriebs als Börſenbeſucher dauernd und mit der 
Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel zugelaſſen werden, jedoch mit der Maßgabe, 
daß ſich alsdann dieſe Befugnis auf die Berechtigung beſchränkt, Börſengeſchäfte nur für 
den Geſchäftsinhaber und im Namen desſelben alzuſchließen. 

IV. Anderen Perſonen, welche die in Abſ. 1 aufgeſtellten Vorausſetzungen nicht 
erfüllen, kann der Börſenvorſtand nach freiem Ermeſſen die dauernde Zulaſſung mit der 
Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel gewähren, ſofern ihr nicht die in Abſ. II er⸗ 
wähnten und getroffenen Beſtimmungen entgegenſtehen; eine derartige Zulaſſung kann der 
Vörſenvorſtand nach feinem Ermeſſen aber jederzeit wieder zurücknehmen. 

V. Auch die amtlich beſtellten Kursmakler müſſen die Zulaſſung zum Börſenbeſuche 


mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel beim Börſenvorſtande nachſuchen; ihrem 
Antrage muß ſtattgegeben werden. 
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8 28. 
J. Zum Börſenbeſuche können ferner, wenn die Beſtimmungen der 88 26 und 27 
nicht entgegenſtehen, nach freiem Ermeſſen des Börſenvorſtandes zugelaſſen werden: 
1. mit Befugnis der Teilnahme am Börſenhandel: kaufmänniſche Angeſtellte (Pro⸗ 
kuriſten, Handlungs bevollmächtigte, Handlungsgehilfen, Lehrlinge, Volontäre 
u. dergl. m.) eines gemäß $ 27 zugelaſſenen VBörſenbeſuchers oder einer daſelbſt 
genannten Handelsgeſellſchaft oder juriſtiſchen Perſon, ſofern dieſe bereits durch 
mindeſtens einen gemäß § 27 zugelaſſenen Geſellſchafter oder Vertreter an der 
Börſe vertreten ſind, oder einer öffentlichen Bankanſtalt, die im Bezirke der 
Handelskammer Breslau ihren Sitz hat, 
2. ohne Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel: 
a) Berichterſtatter der Preſſe, 
p) Perſonen, die ein dem Börſenhandel dienendes Hilfsgewerbe betreiben 
oder in einem ſolchen Betriebe beſchäftigt ſind, 
c) Boten der in Ziffer 1 genannten Perſonen, 
d) andere Perſonen, welche im Handelskammerbezirke Breslau anſäſſig ſind, 
im Falle des Nachweiſes eines berechtigten Intereſſes am Beſuche der 
Bürſenverſammlungen. 


II. Die nach Ziff. 1 des vorſtehenden Abſ. zugelaſſenen Perſonen dürfen uur im 
Namen und für Rechnung des Dienſtherrn am Börſenhandel teilnehmen; den in Ziff. 2 ge⸗ 
nannten Perſonen darf lediglich der Eintritt in die Börſeuräume und die Anweſenheit in 
den Börſenverſammlungen ohne Teilnahme am Börſenhandel geſtattet werben. 

III. Die Zulaſſung der ſämtlichen in Abſ. I genannten Perſonen erfolgt nur auf je 
ein Kalenderjahr und muß von Jahr zu Jahr neu beantragt und bewilligt werden. 

IV. Der Börſenvorſtand kann die Zulaſſung der in dieſem Paragraph genannten 
Perſonen nach freiem Ermeſſen jederzeit zurücknehmen, Er muß ſie zurücknehmen, wenn 
der Zugelaſſene unbefugt am Börſenhandel teilnimmt ($ 31 Abſ. 11). a 


c) Zulaſſungsverfahren. 
§ 29. 


I. Der Antrag auf Zulaſſung zum Börſenbeſuch iſt in den Fällen des § 28 Abſ. I 
Ziff. 1 und Ziff. 2 zu e vom Dienſtherrn, im übrigen von demjenigen ſelbſt zu ſtellen, der 
ſie für ſich erſtrebt. 

II. Die ſchriftlich -an den Börſenvorſtand zu richtenden Anträge haben eine genaue 
Bezeichnung der zum Börſenbeſuche zuzulaſſenden Perſon nach Name, Stand und Wohnung, 
einen Hinweis auf den Zweck ihres Börſenbeſuchs und die ausdrückliche Erklärung zu 
enthalten, ob die Zulaſſung als eine dauernde oder nicht ſtändige und ob ſie lediglich zum 
Zwecke der Teilnahme an den Börſenverſammlungen oder auch zur gleichzeitigen Teilnahme 
am Börſenhandel begehrt wird. 

III. Die Entſcheidung über die Zulaſſungsanträge ſteht dem Börſenvorſtande zu, 
der darüber Beſchluß zu faſſen hat. 

IV. Als Beſcheid auf den Antrag im Falle ſeiner Genehmigung gilt für die gemäß 
8 28 zuzulaſſenden Perſonen die Ausfertigung und Zuſtellung der Ausweiskarte (Eintritts- 
bezw. Gehilfenkarte gemäß § 20 Abſ. II, Ziff. 1 und 3), ohne daß es einer weiteren Be⸗ 
nachrichtigung des Antragſtellers bedarf. Über die dauernde Zulaſſung zum Börſenbeſuche 
mit der gleichzeitigen Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel gemäß § 27 iſt dem An- 
tragſteller jedesmal eine beſondere Mitteilung zuzuſtellen. | 

V. Die Namen der dauernd mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſenhandel zum 
Börſenbeſuche zugelaſſenen Perſonen ſind in eine beſonders anzulegende „Liſte der Börſen⸗ 
beſucher“ einzutragen, deren Führung dem Börſenvorſtand obliegt und deren Einſicht im 
Börſenbureau jedermann freiſteht. 

VI. Im Falle der Ablehnung von Zulaſſungsanträgen iſt dem Antragſteller unter 
Angabe der Gründe, ſoweit eine ſolche nicht nach den Beſtimmungen dieſer Börſenordnung 
unterbleiben darf (§ 27 Abſ. II), ein ſchriftlicher Beſcheid zu erteilen, gegen den das Rechts⸗ 
mittel aus § 8 gegeben iſt. ö | 

VII. Ein endgültig abgelehnter Zulaſſungsantrag darf innerhalb desſelben Kalender⸗ 
jahrs nicht wiederholt werden. 
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§ 30. 

I. Perſonen, welche, ohne ſtändig die Börſe zu beſuchen, gelegentlich an den Börſen— 
verſammlungen teilzunehmen wünſchen, können, ſofern die allgemeinen Ausſchließungsgründe 
des § 26 nicht entgegenſtehen, als Gäſte für einen beſtimmten Tag zugelaſſen werden. 

II. Zur Einführung von Gäſten in dieſem Sinne iſt jedes in den Börſenverſamm⸗ 
lungen anweſende Mitglied des Börſenvorſtandes befugt. 

III. Die Teilnahme an der Börſenverſammlung hängt alsdann von der Löſung einer 
Tageskarte nach Vorſchrift des § 20 Abſ. II, Ziff. 4 und § 21 Abſ. IV ab, ohne deren 
Beſitz der Eintritt in die Börſenräume nicht geſtattet iſt. 


2. Ausſchließung vom Börſenbeſuch. 
§ 31. 

Sofern erſt nach erfolgter Zulaſſung der betreffenden Perſon zum Börſenbeſuch 
einer der in § 26 Abſ. I unter Ziff. 2 bis 6 und 8 aufgeführten allgemeinen Aus- 
ſchließungsgründe eintritt oder die den Ausſchließungsgrund darſtellende Tatſache zur 
Kenntnis des Börſenvorſtandes gelangt, ſo iſt der Börſenbeſucher unmittelbar nach Be— 
kanntwerden des Ausſchließungsgrundes vom Börſenvorſtande durch Beſchluß vom Börſen— 
beſuch auszuſchließen. 8 Be 

II. Vom Börſenbeſuch auszuſchließen find ferner Perſonen, welche, ohne die Befugnis 
zur ſtändigen Teilnahme am Börſenhandel nachgeſucht und bewilligt erhalten zu haben 
(§ 28 Abſ. I, Ziff. 1), ſich unbefugt am Börſenhandel beteiligen. 

III. Findet gemäß § 26 Abſ. I, Ziffer 2 bis 7 der Ausſchluß eines Inhabers oder 
Vertreters einer Firma ſtatt, ſo können durch Beſchluß des Börſenvorſtandes auch die 
übrigen Inhaber und Vertreter dieſer Firma, welche zum Börſenhandel zugelaſſen ſind, 
ausgeſchloſſen werden. 


8 32. 
I. Von der Teilnahme an den Börſenverhandlungen find ferner im Diſziplinar— 
weg auszuſchließen Börſenbeſucher, welche 
1. in den Börſenſälen und den dazu gehörigen Nebenräumen während der Börſen— 
ſtunden ſich eines unangemeſſenen Benehmens, insbeſondere durch 


a) tätliche oder wörtliche Beleidigung eines Börſenbeſuchers oder einer an 
der Börſe amtlich beſchäftigten Perſon, 

b) Störung der Ordnung oder der Ruhe oder des Börſenverkehrs oder An 
ſtandsverletzung, 

c) Zuwiderhandlung gegen eine in Ausübung des Hausrechts an der Börſe 
getroffene Anordnung eines Mitglieds des Börſenvorſtandes ſchuldig 
machen; 

2. in den zur Zuſtändigkeit des Börſenvorſtandes gehörigen Sachen als Zeugen, in 
Diſziplinarſachen auch als Anzeigende oder Beſchuldigte auf Ladung des Börſen— 
vorſtandes oder des von ihm damit beauftragten Börſenſyndikus unentſchuldigt 
ausbleiben oder unbefugt ihr Zeugnis verweigern oder ein nachweislich 
unwahres Zeugnis ablegen. 

II. Die Ausſchließungsfriſt beträgt mindeſtens drei Tage und höchſtens ein Jahr. 
Durch Beſchluß des Börſenvorſtandes kann die Ausſchließung auf die Dauer der Aus— 
ſchlußfriſt zugleich auf alle Angeſtellten und Vertreter des für ſeine Perſon ausgeſchloſſenen 
Börſenbeſuchers ausgedehnt werden. 

III. Statt der Ausſchließung kaun in geeigneten Fällen nach Ermeſſen des Vörſen— 
vorſtandes die Verhängung einer Geldſtrafe von mindeſtens 30 / bis höchſtens 1000 .# 
für jede einzelne Zuwiderhandlung ausgeſprochen werden. 

IV. Die erlegten Geldſtrafen fließen zur Kaſſe der Handelskammer und ſind von ihr 
zu einem gemeinnützigen oder wohltätigen Zwecke, welcher mit der Börſe in Zuſammenhang 
ſteht, zu verwenden. . 

V. Wird eine rechtskräftig verhängte Geldſtrafe nicht binnen zwei Wochen ſeit der 
Zuſtellung der Zahlungsaufforderung an den für ſchuldig befundenen Börſenbeſucher von 
ihm erlegt, ſo iſt über ihn durch neuen Beſchluß des Börſenvorſtandes die Ausſchließung 
von den Börſenverſammlungen bis zur Entrichtung der Geldſtrafe zu verhängen. 
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§ 33. 

J. Vor der Beſchlußfaſſung durch den Vörſenvorſtand über Ausſchluß von Börſen⸗ 
beſuch, Zurücknahme der Zulaſſung zum Börſenbeſuche, Verweiſung aus den Börſenverſamm⸗ 
lungen oder Verhängung einer Geldſtrafe ſtatt der Ausſchließung iſt der betroffene Vörſen⸗ 
beſucher mündlich oder ſchriftlich mit ſeiner Verteidigung zu hören. Falls er von der 
ihm gebotenen Gelegenheit zur Erklärung nicht binnen der ihm geſetzten Friſt Gebrauch 
macht, kann gegen ihn nach Lage der Akten verfahren werden. 

II. Der im Ausſchließungs⸗ oder Diſziplinarverfahren gegen einen Börſenbeſucher 

ergehende Beſchluß des Börſenvorſtandes iſt dem Betroffenen in ſchriftlicher und mit Gründen 
verſehener Ausfertigung zuzuſtellen. Bei unbekanntem Aufenthalte können Ladungen und 
Zuſtellungen an den Beſchuldigten durch Aushang im Börſenſaal erfolgen. 
III. Gegen die auf Ausſchließung oder Beſtrafung lautenden Beſchlüſſe des Börſen— 
vorſtandes ſteht dem Betroffenen das Rechtsmittel der Berufung an die Handelskammer 
binnen einer Woche nach Zuſtellung zu. Durch die Einlegung des Rechtsmittels wird die 
Wirkung des angefochtenen Beſchluſſes des Börſenvorſtandes nur, ſoweit in ihm auf Aus⸗ 
ſchließung vom Vörſenbeſuch unter der Vorausſetzung des § 31 Abſatz ! oder auf Geldſtrafe 
erkannt iſt, bis zur endgültigen Entſcheidung aufgeſchoben. 

IV. Nach erlangter Rechtskraft können die auf Ausſchließung oder Beſtrafung eines 
Börſenbeſuchers lautenden Beſchlüſſe des Börſenvorſtandes nach deſſen Ermeſſen durch 
Aushang in den Börſenräumen bis zur Dauer von acht Tagen bekannt gemacht werden. 


IV. Abſchnitt. 


Einführung von Wertpapieren in den Börſenhandel. 


1. Einführungsverfahren und Koſten. 
8 34. 

J. Vorausſetzung für die Einführung bildet, ſoweit es ſich nicht um die kraft 
Geſetzes an jeder Börſe zum Börſenhandel zugelaſſenen Wertpapiere handelt, die vor— 
gängige Zulaſſung der Wertpapiere zum Börſenhandel, welche je nach ihrer Art auf 
Grund der geſetzlichen Vorſchriften entweder durch Beſchluß der Zulaſſungsſtelle genehmigt 
oder durch Anordnung der Landesregierung erfolgt ſein muß. 

II. Für Wertpapiere, deren Zulaſſung zum Börſenhandel verweigert oder nicht nach⸗ 
geſucht iſt, darf eine amtliche Feſtſtellung des Preiſes nicht erfolgen; Geſchäfte in ſolchen 
Wertpapieren ſind von der Benutzung der Börſeneinrichtungen ausgeſchloſſen und dürfen 
von den Kursmaklern nicht vermittelt werden. Auch dürfen für ſolche an der Börſe ab⸗ 
geſchloſſenen Geſchäfte Preiſe nicht veröffentlicht oder Preisliſten in mechaniſch hergeſtellter 
Vervielfältigung verbreitet werden. 25 . 

I. Die Streichung von Wertpapieren aus dem Kurszettel durch den Börſenvorſtand 
muß erfolgen, wenn die Zulaſſungsſtelle ein durch ihren Beſchluß zum Börſenhandel zu- 
gelaſſenes Wertpapier vom Handel auszuſchließen beſchloſſen hat. 

II. Sie kann auch ohne einen ſolchen Ausſchließungsbeſchluß durch den Börſen⸗ 
vorſtand angeordnet werden, wenn nach dem Zeugnis der Makler innerhalb eines ununter⸗ 
brochenen Zeitraums von zwei Jahren kein Geſchäftsabſchluß in einem Wertpapiere ſtatt⸗ 
gefunden hat und für dieſes eine Preisfeſtſtellung nicht erfolgen konnte. 


§ 36. 

J. Für die Einführung der durch Beſchluß der Zulaſſungsſtelle oder kraft Anordnung 
der Landesregierung zum Börſenhandel zugelaſſenen Wertpapiere in den Börſenverkehr iſt 
als einmalige Abgeltung für die Benutzung der Börfeneinrichtungen beim Börſenhandel in 
den Wertpapieren eine Einführungsgebühr nach Maßgabe der nachſtehenden Be⸗ 
ſtimmungen an die Handelskammer zu entrichten. Schuldner der Gebühr iſt derjenige, auf 
deſſen Antrag die Zulaſſung erfolgt iſt. Mehrere Antragſteller find dazu unter Geſamt⸗ 
haftung gemeinſchaftlich verpflichtet. > 

II. Die Einführungsgebühr wird nach dem Geſamtnennbetrage der zur Einführung 
gelangenden Wertpapiere und im Falle gleichzeitiger Einführung mehrerer Gattungen von 
Wertpapieren, für die verſchiedene Kursnotierungen ſtattfinden, für jede Gattung beſonders 
berechnet. 
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III. Die Einführungsgebühr wird mit 1/10 % 0 (das heißt mit 1 KA für je 10 000 .#) 
von jedem auch nur angefangenen Tauſend des Nennwerts berechnet und in nach oben 
abzurundenden Stufen von je 50 / erhoben, mindeſtens aber im Betrage von 100 „ und 
nicht über 1500 M hinaus. 

IV. Für die Einführung von Wertpapieren, deren Zulaſſung ohne Beſtimmung eines 
Betrags erfolgt, iſt der Höchſtſatz der Gebühren nach Abſatz III zu erheben. 


SET. 

I. Die kraft Geſetzes an jeder Börſe zum Börſenhandel zugelaſſenen Wertpapiere ſind 
von der Einführungsgebühr befreit. 

II. Für Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen von öffentlichen Kreditinſtituten, die 
durch Vereinigung von Grundbeſitzern gebildet ſind (Landſchaften) oder unter ſtaatlicher 
oder kommunaler Verwaltung ſtehen, ſowie für Pfandbriefe oder Schuldverſchreibungen 
von preußiſchen provinzial-(kommunal⸗)ſtändiſchen Kreditinſtituten wird nur die Hälfte des 
Satzes der für andere Werte zu entrichtenden Einführungsgebühr erhoben. 

III. In geeigneten Einzelfällen kann die Handelskammer auf Vorſchlag oder nach 
Anhörung der Zulaſſungsſtelle für andere, als die in Abſatz II genannten Wertpapiere eine 
Ermäßigung der Einführungsgebühr eintreten laſſen oder ſie auch ganz erlaſſen. Ein 
dahin zielender Antrag kann jedoch nur darauf geſtützt werden, daß es ſich um die Ein⸗ 
führung eines Wertpapiers an der hieſigen Börſe handelt, welches entweder an anderen 
deutſchen Börſen bereits eingeführt iſt oder gleichzeitig eingeführt wird, oder wenn eine 
Ausgabe in Frage kommt, von der nachgewieſen wird, daß ſchon ein größerer Teil an 
anderen Börſen untergebracht iſt, oder wenn die Einführung des betreffenden Wertpapiers 
im überwiegenden Intereſſe des hieſigen Börſenplatzes liegt. Wertpapiere von lediglich 
örtlicher Bedeutung für die hieſige Börſe bleiben jedoch von der Vergünſtigung ausgeſchloſſen. 

IV. Durch die Streichung eines Wertpapiers aus dem Kurszettel (§ 35) wird ein 
Anſpruch auf anteilige Rückgewähr der gezahlten Einführungsgebühr nicht begründet. 


2. Die Zulaſſungsſtelle für Wertpapiere. 
a) Zuſammenſetzung. 
§ 38. 

J. Zur Bildung der Kommiſſion, welcher die Zulaſſung von Wertpapieren an der 
Breslauer Börſe obliegt (Zulaſſungsſtelle), werden von der Handelskammer nicht weniger 
als 18 und nicht mehr als 22 Mitglieder beſtellt. 

II. Die Beſtellung der Mitglieder der Zulaſſungsſtelle erfolgt durch Wahl ſeitens 
der Handelskammer auf die Dauer von je drei Kalenderjahren unter gleichzeitiger Feſt⸗ 
legung der Geſamtzahl der Zulaſſungsſtellenmitglieder auf den gleichen Zeitraum. 

III. Von den Mitgliedern der Zulaſſungsſtelle werden nach näherer Beſtimmung der 
Handelskammer bei der Wahlhandlung ein Teil als ordentliche und der andere Teil als 
ſtellvertretende Mitglieder beſtellt. 

IV. Von den ordentlichen und den ſtellvertretenden Mitgliedern muß mindeſtens je 
die Hälfte aus Perſonen beſtehen, die ſich nicht berufsmäßig am Börſenhandel mit Wert⸗ 
papieren beteiligen. 

§ 39. 

I. Für die während der Wahlperiode ausſcheidenden ordentlichen oder ſtellvertretenden 
Mitglieder ſind ſpäteſtens binnen drei Monaten nach dem Tage des Ausſcheidens Er⸗ 
gänzungswahlen für den Reſt der Amtszeit der Ausgeſchiedenen von der Handelskammer 
vorzunehmen. 

II. Mitglieder, welche während des Laufes der Wahlperiode die ihre Wählbarteit 
begründenden Eigenſchaften verlieren, werden erforderlichenfalls durch Beſchluß der Handels⸗ 
kammer von dem Amte entfernt. Für ausgeſchiedene oder abgeſetzte Mitglieder ſind alsdann 
ſofort Erſatzwahlen auf den Reſt der Amtszeit vorzunehmen. 

III. Die Namen der Mitglieder der Zulaſſungsſtelle werden durch Börſenaushang 
bekannt gemacht. 

§ 40. 

I. Die Zulaſſungsſtelle konſtituiert fich alljährlich alsbald nach Jahresanfang, indem 
ſie für das laufende Kalenderjahr aus ihrer Mitte einen Vorſitzenden und einen Stell⸗ 
vertreter des Vorſitzenden wählt. Bei dieſer Wahlhandlung ſind die ſämtlichen (ordentlichen 
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und ſtellvertretenden) Mitglieder der Zulaſſungsſtelle mitzuwirken berechtigt und haben dabei 
gleiches Stimmrecht. 

II. Bis zur Neukonſtituierung verbleiben die bisherigen Mitglieder und Vorſitzenden 
der Zulaſſungsſtelle im Amte. 


p) Beſchlußfaſſung. 
§ 41. 

J. An Stelle der von der Prüfung und Beſchlußfaſſung über die Zulaſſung eines 
Wertpapiers zum Börſenhandel im gegebenen Falle geſetzlich ausgeſchloſſenen ſowie der 
etwa ſonſt an der Teilnahme behinderten ordentlichen Mitglieder werden vom Vorſitzenden 
der Zulaſſungsſtelle die ſtellvertretenden Mitglieder nach Bedürfnis und in der von ihm zu 
beſtimmenden Reihenfolge einberufen. 

II. Die Zulaſſungsſtelle iſt beſchlußfähig, wenn 9 ordentliche oder ſtellvertretende 
im gegebenen Falle zur Mitwirkung berechtigte Mitglieder anweſend ſind. 


§ 42. 

I. Die Sitzungen und Verhandlungen der Zulaſſungsſtelle werden von dem Vor⸗ 
ſitzenden oder deſſen Stellvertreter einberufen und geleitet; im Falle der Behinderung 
Beider geht für die Behandlung der im Gange befindlichen Zulaſſungsſache der Vorſitz auf 
das dem Dienſtalter nach und bei gleichem Dienſtalter auf das dem Lebensalter nach älteſte 
ordentliche Mitglied über. 

II. Die Beſchlußfaſſung erfolgt nach Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit gibt — 
außer bei Wahlen — die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag und entſcheidet bei 
Wahlen das Los. 

III. Über die Beſchlüſſe der Zulaſſungsſtelle in ihren Sitzungen ſind Niederſchriften 
aufzunehmen; als Schriftführer und zugleich mit beratender Stimme hat der Börſenſyndikus 
an den Verhandlungen der Zulaſſungsſtelle teilzunehmen. 


c) Verfahren. 
§ 43. 

I. Die Entſcheidungen der Zulaſſungsſtelle werden in der Regel auf Grund vor⸗ 
gängiger mündlich geführter Verhandlungen und Abſtimmung in nicht öffentlicher Sitzung 
getroffen. 

II. Beſchlüſſe, welche nicht unmittelbar die Zulaſſung eines Wertpapiers zum Börſen⸗ 
handel oder die Ausſchließung eines bereits zum Börſenhandel zugelaſſenen Wertpapiers 
vom Börſenhandel zum Gegenſtande haben, insbeſondere Beſchlüſſe über die Erteilung der 
Zuſtimmungserklärung unter den im § 37 oder über die Befürwortung der Befreiung von 
der Veröffentlichung eines Proſpekts unter den im § 38 des Börſengeſetzes vorgeſehenen 
Vorausſetzungen, darf der Vorſitzende auch auf dem Wege ſchriftlicher Abſtimmung 
herbeiführen. Ergibt ſich dabei eine Meinungsverſchiedenheit oder wird von drei Mit⸗ 
gliedern der Antrag auf mündliche Verhandlung geſtellt, ſo muß die Entſcheidung in einer 
alsbald anzuberaumenden Sitzung erfolgen. 


8 44. 

Zur näheren Regelung ihres Verfahrens und ihres inneren Geſchäftsganges kann die 
Zulaſſungsſtelle eine „Geſchäftsordnung“ erlaſſen, welche der Genehmigung der Handels⸗ 
kammer bedarf. 

8 45. 

I. Gegen jede Entſcheidung der Zulaſſungsſtelle, durch die einem Antrag auf Zu⸗ 
laſſung eines Wertpapiers nicht ſtattgegeben oder eine Ausſchließung vom Börſenhandel 
ausgeſprochen wird, ſteht demjenigen Intereſſenten, der die Zulaſſung beantragt hatte, 
binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe des Beſcheids die Beſchwerde an die Handels⸗ 
kammer zu. 

Il. Bei Beſchwerden über die Zulaſſungsſtelle dürfen die derſelben angehörenden 
Mitglieder der Handelskammer bei deren Verhandlung zwar an der Beratung, nicht aber 
an der Abſtimmung über die Beſchwerde teilnehmen. 


III. Die Handelskammer iſt zur Angabe von Gründen für ihre Entſcheidungen über 
Beſchwerden in Zulaſſungsſachen nicht verpflichtet. 


BE, 


3. Die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenterminhandel. 
§ 46. 


J. Über die Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenterminhandel ent— 
ſcheidet nach Maßgabe der geſetzlichen Vorſchrift der Börſenvorſtand. 

II. Vor der Zulaſſung iſt, ſofern ſie nicht von Amts wegen erfolgt, der Antrag auf 
Zulaſſung durch Aushang an der Börſe bekannt zu geben. 

III. Die Zulaſſung hat zur Voraus ſetzung, daß bereits während eines längeren 
Zeitraums ein regelmäßiger Handel in dem Wertpapiere ſtattgefunden hat. Die Prüfung 
hat ſich über dieſe Vorausſetzung hinaus aber auch darauf zu erſtrecken, ob den Intereſſen 
des Börſenhandels an der Zul ſſung erhebliche wirtſchaftliche Bedenken entgegenſtehen. 

IV. Anteile einer inländiſchen Erwerbsgeſellſchaft dürfen nur mit Zuſtimmung der 


Geſellſchaft zum Börſenterminhandel zugelaſſen werden. 


§ 47. 

J. Zur Angabe von Gründen für feine Entſcheidung iſt der Börſenvorſtand bei 
Ablehnung eines Antrags auf Zulaſſung zum Vörſenterminhandel nicht verpflichtet. 

II. Gegen eine ablehnende Entſchließung ſteht dem Antragſteller das Rechtsmittel 
aus § 8 zu. 

1 Falle der Zulaſſung hat der Börſenvorſtand gleichzeitig die Geſchäfts— 
bedingungen für den Börſenterminhandel in dem zuzulaſſenden Wertpapiere feſtzuſetzen und 
insbeſondere dabei den Mindeſtbetrag zu beſtimmen, über den Börſenſchlüſſe im Termin⸗ 
handel getätigt werden dürfen. 

IV. Die Beſchlüſſe über Zulaſſung von Wertpapieren zum Börſenterminhandel ſind 
unter Mitteilung von den feſtgeſetzten Geſchäftsbedingungen dem Miniſter für Handel und 
Gewerbe einzureichen. 

§ 48. 

I. Eine erfolgte Zulaſſung von Anteilen einer inländiſchen Erwerbsgeſellſchaft zum 
Börſenterminhandel iſt auf Verlangen der Geſellſchaft ſpäteſtens nach Ablauf eines Jahres 
von dem Tage an gerechnet, an welchem das Verlangen dem Börſenvorſtande gegenüber 
erklärt worden iſt, zurückzunehmen. 

II. Jede Zulaſſung zum Börſenterminhandel kann wegen Aufhörens eines erheblichen 
Zeitgeſchäfts ſowie aus anderen wichtigen Gründen durch Beſchluß des Börſenvorſtandes 
zurückgenommen werden. 

III. Gegen dieſen Beſchluß iſt die Beſchwerde an die Handelskammer nach Maßgabe 
des § 8 zuläſſig. 


V. Abſchnitt. 
Feſtſtellung des Börſenpreiſes und Maklerweſen. 
1. Kursnotierungen. 
§ 49. 

I. Die amtliche Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe erfolgt namens des damit 
betrauten Börſenvorſtandes durch eines oder mehrere ſeiner Mitglieder. 

II. Der Börſenvorſtand beſtimmt, an welchen Tagen und in welchen Zwiſchenräumen 
die Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe ſtattzufinden hat. Die diesbezüglichen Feſtſetzungen 
find durch Börſenaushang bekannt zu geben. Bis auf weiteres werden die Kurſe für Wert⸗ 
papiere werktäglich, diejenigen für Wechſel dreimal wöchentlich notiert. 

III. Die Feſtſtellung erfolgt an den erſten fünf Wochentagen pünktlich um 12 ¾ Uhr, 
an den Sonnabenden pünktlich um 12 ½ Uhr in dem dazu beſtimmten Raume. Der Börfen- 
vorſtand iſt befugt, aus beſonderen Anläſſen für einzelne Tage eine andere Zeit für die 
Kursnotierung feſtzuſetzen, und verpflichtet, eine ſolche Anordnung rechtzeitig durch Börſen— 
aushang bekannt zu geben. 

IV. Für die nach dem Beginne der Kursnotierung etwa noch abgeſchloſſenen Geſchäfte 
findet eine amtliche Feſtſtellung der Kurſe und Preiſe nicht ſtatt; auch haben ſie keinen 
Anſpruch mehr auf Berückſichtigung bei der Kursnotierung. 


§ 50. 
I. Zu der für die Kursnotierung feſtgeſetzten Zeit, deren Eintritt durch ein Glocken⸗ 
zeichen verkündet wird, haben ſich die Kursmakler im Kursnotierungszimmer einzufinden 
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und dort jo lange zu verweilen, bis fie von dem amtierenden Mitgliede des Börjen- 
vorſtandes entlaſſen werden. 

II. Während der Preisfeſtſtellung darf außer von den dabei mitwirkenden und in 
amtlicher Eigenſchaft zur Teilnahme berechtigten Perſonen das Notierungszimmer von 
anderen Perſonen nicht betreten werden. 

III. Die amtierenden Mitglieder des Börſenvorſtandes haben dafür zu ſorgen, daß 
kein Unbefugter bei der Notierung anweſend iſt, und daß ohne ihr Wiſſen und Willen bis 
zur Beendigung des Notierungsgeſchäfts keinerlei Nachrichten in das Kursnotierungszimmer 
hinein oder aus demſelben hinaus gelangen. 


SEHR 

J. Als Börſenpreis iſt derjenige Preis feſtzuſetzen, welcher der wirklichen Geſchäfts⸗ 
lage des Verkehrs an der Börſe in dem betreffenden Papier am gegebenen Tage entſpricht. 

II. Einen Anſpruch auf Berückſichtigung bei der amtlichen Preisfeſtſetzung haben nur 
die durch die Vermittelung eines Kursmaklers abgeſchloſſenen Geſchäfte; die Berückſichtigung 
anderer Geſchäfte iſt in das Ermeſſen der amtierenden Mitglieder des Börſenvorſtandes 

eſtellt. 
a) III. Die Kursmakler haben dieſe alle zur Feſtſtellung der Kurſe von ihnen erforderten 
Erklärungen nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen der Wahrheit gemäß abzugeben. 

IV. Ergeben ſich Zweifel oder Streitigkeiten über die Feſtſtellung der Kurſe, ſo iſt 
das die Feſtſtellung leitende Mitglied des Börſenvorſtandes befugt, eine ausdrückliche, er- 
forderlichenfalls ſchriftlich niederzulegende Erklärung der Kursmakler unter Hinweis auf 
den geleiſteten Eid zu erfordern und nach ſeinem Ermeſſen auch die Richtigkeit durch Ein⸗ 
ſicht der Tagebücher der Kursmakler oder in anderer Weiſe zu prüfen. Die Kursmakler 
ſind dabei befugt, bei Vorlegung der Handbücher die Namen der Auftraggeber zu verdecken. 

V. Die Entſcheidung über die Höhe der feſtzuſtellenden Preiſe ſteht den amtierenden 
Mitgliedern des Börſenvorſtandes allein zu; es bleibt ihnen überlaſſen, auf welche Weiſe 
ſie ſich die zu ihrer Entſcheidung erforderliche Kenntnis, abgeſehen von den Angaben der 
Kursmakler, verſchaffen wollen. 

$ 52. 

Für die Notierung der Kurſe für Wertpapiere gelten folgende Grundſätze: 

1. fanden alle vorhandenen Aufträge ihre Erledigung, ſo ſind die bezahlten Kurſe 
mit der Bezeichnung: „bz.“ (d. i. bezahlt) zu notieren; 

2. blieben, nachdem größere Poſten gehandelt wurden, noch Käufer unbefriedigt, 
ſo wird dies durch den Zuſatz: „u. G.“ (d. i. und Geld) und dementſprechend, 
wenn die Verkäufe nicht vollſtändig bedient werden konnten, durch den Zuſatz: 
„u B.“ (d. i. und Brief) bezeichnet; 

3. kamen nur unbedeutende Abſchlüſſe zuſtande, ſo bezeichnet dies der Zuſatz: 
„etw. bz. u. B.“ (d. i. etwas bezahlt und Brief) oder „etw. bz. u. G.“ (d. i. 
etwas bezahlt und Geld); 

4. beharrten die Verkäufer auf einer höheren Forderung, die Käufer dagegen auf 
einem niedrigeren Gebote, ſo daß keine Abſchlüſſe zuſtande kamen, ſo bezeichnet 
der Zuſatz: „G.“ (d. i. Geld) denjenigen Kurs, zu welchem jeder Betrag 
anzubringen war; 

5. waren nur Käufer da, aber keine Verkäufer, ſo iſt derjenige Kurs, welcher ver⸗ 
gebens geboten wurde, mit „G.“ zu notieren, desgleichen iſt, wenn nur Ver— 
käufer aber keine Käufer auftraten, derjenige Kurs, welcher vergebens gefordert 
wurde, mit „B.“ (d. i. Brief) zu notieren; 

6. nur, wenn weder Käufer noch Verkäufer zu finden waren, iſt dies durch einen 
Strich zu bezeichnen. 

8 53. 

J. Die feſtgeſtellten Kurſe werden vom Börſenſekretär in die amtlichen Bücher ein⸗ 
getragen, von den amtierenden Mitgliedern des Börſenvorſtandes unterzeichnet und im amt⸗ 
lichen Kurszettel veröffentlicht. n 

II. Amtliche Zeugniſſe über die Preiſe und Kurſe werden auf Grund der im 
Gewahrſame der Handelskammer befindlichen Bücher oder auf Grund des Berichts des 
Börſenvorſtandes von der Handelskammer erteilt. N 

III. Beſchwerden über die Preisfeſtſtellung ſind innerhalb 24 Stunden ſchrift⸗ 
lich an die Handelskammer zu richten. 
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2. Kursmakler. 
§ 54. 

J. Die Rechte und Pflichten der zur Mitwirkung bei der amtlichen Feſtſtellung der 
a und Preiſe beſtellten Kursmakler werden durch die Maklerordnung näher 
eregelt. 
a 941. Die Maklerkammer unterſteht der Aufſicht der Handelskammer. 

III. Die Kursmakler unterſtehen, wie die übrigen Börſenbeſucher, der Börſenleitung 
und Diſziplinargewalt des Börſenvorſtandes. 


8 55. 

Zur Vornahme von Verkäufen und Käufen, die durch einen dazu öffentlich ermächtigten 
Handelsmakler zu bewirken ſind, ſind, ſofern ſie im Börſenſaale zur Börſenzeit ſtattfinden 
ſollen, nur die Kursmakler befugt, die dazu der vorher eingeholten Genehmigung des Börſen⸗ 
vorſtandes bedürfen. 


VI. Abſchnitt. 


Allgemeine Beſtimmungen. 
1. Börſen verwaltung. 
§ 56. 

I. Die finanzielle Verwaltung der Börſe liegt der Handelskammer ob, welcher 
alle Einnahmen aus dem Börſenverkehre zufließen und die dafür die Verpflichtung über⸗ 
nommen hat, für Einſtellung und Zuweiſung der erforderlichen Beamten, für ausreichende 
und geeignete Räumlichkeiten zur Abhaltung der Börſenverſammlungen, für Beſchaffung der 
nötigen Mobilien, Utenſilien und Druckſachen ſowie für die Erledigung der Kafjen- und 
Rechnungs-, Bureau- und Kanzleigeſchäfte ſämtlicher Börſenorgane zu ſorgen. 

II. Die für die Börſenbehörden beſtimmten Schriftſtücke können durch Vermittelung 
der Handelskammer befördert werden. 

III. Die Mitglieder des Börſenvorſtandes, des Börſenehren⸗ und Schiedsgerichts und 
der Zulaſſungsſtelle für Wertpapiere üben ihr Amt ehrenamtlich aus. 


§ 57. 

I. Außer den Bekanntmachungen der Handelskammer, des Börſenvorſtandes, der 
Zulaſſungsſtelle und des Börſenehrengerichts können durch Aushang in den Börſenſälen 
auch andere Bekanntmachungen veröffentlicht werden, wenn der Börſenvorſtand ſie nach 
Form und Inhalt für zur Veröffentlichung an dieſer Stelle geeignet und dem Zwecke des 
Börſenverkehrs oder dem Intereſſe des Handelsſtandes entſprechend befindet. Bekannt⸗ 
machungen, welche auf geſetzlicher oder ſatzungsmäßiger Grundlage beruhen, dürfen dabei 
nicht abgelehnt werden. 

II. Bei amtlichen Bekanntmachungen iſt die erfolgte Veröffentlichung von dem Börſen— 
ſekretär zu beſcheinigen. 

III. Bekanntmachungen, welche durch Auslage oder Aushang in den Börſenräumen 
bewirkt werden ſollen, erfolgen durch Vermittelung der Handelskammer. 

IV. Amtliche Bekanntmachungen, welche auf Anſuchen von Behörden geſchehen, 
werden koſtenfrei veröffentlicht; für den Aushang von Privatbekanntmachungen iſt eine Ge 
bühr von 1 / auf jede Woche des Aushanges an die Handelskammer zu entrichten und im 
voraus zu erlegen. 


8 58. 
Zu allen Sitzungen des Börſenvorſtandes, des Börſenehrengerichts und der Zu⸗ 
laſſungsſtelle für Wertpapiere iſt der Staatskommiſſar unter Mitteilung der Tages⸗ 
ordnung einzuladen. 


2. Übergaugsbeſtimmungen. 
§ 59. 
J. Dieſe Börſenordnung tritt mit dem 1. Januar 1910 in Kraft. 
II. Mit dem gleichen Zeitpunkte verliert die Börſenordnung vom 14./28. Dezember 
1897 in allen ihren Teilen ihre Gültigkeit. f 
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III. Abänderungen diefer Börſenordnung erfolgen durch Beſchluß der Handelskammer 
nach Anhörung der jeweils beteiligten Börſenbehörden und bedürfen der Genehmigung des 
Miniſters für Handel und Gewerbe; ſie werden, außer durch Börſenaushang, im „Amts⸗ 
blatte der Königlichen Regierung zu Breslau“ und durch die amtlichen „Mitteilungen der 
Handelskammer zu Breslau“ zur öffentlichen Kenntnis gebracht. 


§ 60. 

I. Diejenigen Börſenbeſucher, welche ſich am Tage des Inkrafttretens dieſer Börſen⸗ 
ordnung im Beſitz einer den bisherigen Vorſchriften entſprechenden Börſeneintrittskarte be⸗ 
finden, gelten, ſoweit fie nach Maßgabe der $$ 26 fgde. dieſer Börſenordnung zum Erwerbe 
dieſer Eigenſchaft fähig ſind, als dauernd und mit der Befugnis zur Teilnahme am Börſen⸗ 
handel zum Beſuche zugelaſſen, ohne daß es für ſie eines neuen Zulaſſungsantrags und 
Zulaſſungsverfahrens nach Maßgabe der neuen Vorſchriften bedarf. Sie verlieren dieſe 
Eigenſchaft erſt durch Rückgabe der Börſenkarte, Verzicht auf den weiteren Börſenbeſuch, 
Verweigerung der Entrichtung der Börſengebühr oder Ausſchließung vom Börſenbeſuche. 

II. Für diejenigen Wertpapiere, für welche bei dem Inkrafttreten dieſer Börſen⸗ 
ordnung bereits eine amtliche Notierung von Termin⸗Preiſen ſtattfindet, behält es hierbei 
ſein Bewenden, ohne daß es für ſie einer erneuten Zulaſſung zum Börſenterminhandel nach 
Maßgabe der neuen Beſtimmungen bedarf. 


Breslau, den 26. Februar 1909. 


Die Handelskammer. 
(Unterſchriften.) 


Vorſtehende Börſenordnung wird genehmigt. 
Berlin, den 18. Oktober 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
IIb 8+58. von der Hagen. 


2. Schiffahrtsangelegenheiten. 
Betr. Beförderung von Petroleum auf dem Rhein. 

Nachdem die Regierungen der Rheinuferſtaaten eine gleichmäßige Regelung der Be⸗ 
förderung von Petroleum und deſſen Deſtillationsprodukten in Kaſtenſchiffen auf dem 
Rhein beſchloſſen haben, erlaſſe ich darüber auf Grund des § 136 des Geſetzes über die 
allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (GS. S. 195) für den Rhein in der 
Provinz Heſſen-Naſſau und in der Rheinprovinz die nachſtehende 


Polizeiverordnung. 


Sal. 

Petroleum und deſſen Deſtillationsprodukte dürfen in offenem Zuſtand in Kaſten⸗ 
ſchiffen nur dann befördert werden, wenn ihr ſpezifiſches Gewicht bei 17,5 Celſius mehr 
als 0,68 beträgt. 

§ 2. 


Kein Laderaum (Kaſten) darf auf mehr als 98 % des Raumes, welchen er ein- 


ſchließlich ſeines etwaigen Domes oder ſonſtigen Ausdehnungsraums enthält, gefüllt werden. 
8 3. 

Auf beladenen Kaſtenſchiffen darf außer in den unteren Kajüten (Robf) weder Feuer 
noch offenes Licht gehalten noch geraucht werden. 

Beim Laden und Löſchen darf überhaupt nicht geraucht, auf den Fahrzeugen und 
in der Nähe des Liegeplatzes auch weder Feuer gemacht noch offenes Licht gebraucht 
werden. 

Auch dürfen auf den Fahrzeugen weder Sprengſtoffe noch leicht entzündbare Gegen⸗ 
ſtände vorhanden ſein. 
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84 
liſt durch die Polizeiverordnung vom 28. Oktober 1909 — nachſtehend — erſetzt worden. 


8 5. 
Die Schornſteine der Kambüſen müſſen fortwährend mit Funkenfängern verſehen ſein. 
Der zwiſchen Kajütenraum und angrenzendem Kaſten befindliche und durchläſſige 
Zwiſchenraum muß bei beladenen Schiffen ſtets mit Waſſer gefüllt ſein. 


8 6. 

Kaſtenſchiffe müſſen oberhalb der Waſſerlinie mit einem um das ganze Schiff laufenden 
30 em breiten hellblauen Anſtriche verſehen ſein und, wenn ſie beladen ſind, bei Tag eine 
blaue Flagge mit einem großen weißen F (lateiniſche Druckſchrift), bei Nacht eine blaue 
Laterne führen. Dieſe müſſen mindeſtens 4 m über Bord am Maſte oder an einer Stange 
befeſtigt ſein. 

ST, 

In Schleppzügen darf hinter einem beladenen Kaſtenſchiffe kein anderes Fahrzeug 
geführt werden. Der Abſtand zwiſchen Schleppboot und Kaſtenſchiff muß mindeſtens 50 m 
betragen. 

88. 

Vorbehaltlich der für Häfen, Lade-, Löſch und Liegeplätze geltenden beſonderen Vor⸗ 
ſchriften dürfen auf dem Strome und an den Ufern Kaſtenſchiffe nur an den dazu von der 
zuſtändigen Polizeibehörde beſtimmten Stellen gefüllt und geleert werden. 


89. 
Die für beladene Kaſtenſchiffe geltenden Vorſchriften find auch dann noch zu beob- 
achten, wenn deren flüſſige Ladung zwar gelöſcht iſt, deren Räume aber noch nicht der⸗ 
maßen gereinigt und gelüftet ſind, daß keine ſchädlichen Gaſe mehr vorhanden ſind. 


8 10. 
Der Führer eines beladenen Kaſtenſchiffs hat die Schiffsmannſchaft und alle, welche 
mit Laden und Löſchen desſelben beſchäftigt ſind, auf die Feuergefährlichkeit der Ladung 
und die zur Sicherung erlaſſenen Vorſchriften aufmerkſam zu machen. 


Sala: 

Zuwiderhandlungen gegen vorſtehende Beſtimmungen unterliegen der in Art. 32 der 
revidierten Rheinſchiffahrts⸗Akte vom 17. Oktober 1868 vorgeſehenen Strafe. 

Die Verordnung vom 30. Januar 1890, den Erlaß polizeilicher Vorſchriften für die 
Beförderung von Petroleum in Kaſtenſchiffen auf dem Ahein betreffend, iſt aufgehoben. 

Die Beſtimmungen der Polizeiverordnung vom 15. Oktober 1902, die Beförderung 
feuergefährlicher, nicht zu den Sprengſtoffen gehörenden Gegenſtände auf dem Rhein be— 
treffend, werden nicht berührt. 

Die vorſtehende Verordnung tritt am 1. April 1905 in Kraft. 

Berlin, den 10. März 1905. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
(gez.) Möller. 


Polizeiverordnung 


wegen 


Abänderung der Polizeiverordnung, betreffend die Beförderung von Petroleum 
und deſſen Deſtillationsprodukten auf dem Rhein, vom 10. März 1905. 


Nachdem die Regierungen der Rheinuferſtaaten eine Abänderung der Vorſchriften 
über die Beförderung von Petroleum uſw. in Kaſtenſchiffen beſchloſſen haben, erlaſſe ich 
auf Grund des § 136 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 
1883 (GS. S. 230) die nachſtehende Polizeiverordnung: 
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1. 

An Stelle des § 4 der Polizeiverordnung, betreffend die Beförderung von Petroleum 
und deſſen Deſtillationsprodukten auf dem Rhein, vom 10. März 1905 tritt folgende 
Beſtimmung: 

Die Verwendung von Kraftmaſchinen auf beladenen Kaſtenſchiffen iſt nur geſtattet, 
wenn dieſelben ohne Feuerherd betrieben werden. — Dampfmaſchinen mit durch Feuer 
geheizten Dampfkeſſeln und Gasmaſchinen mit Generatoren dürfen ſomit daſelbſt nicht 
zugelaſſen werden. Kraftmaſchinen mit inwendiger Verbrennung dürfen unter folgenden 
Bedingungen zugelaſſen werden: 

1. Die Zündung des zur Verbrennung gelangenden Gemiſches darf nur im Innern 
des Apparats der Kraftmaſchinen erfolgen; der Gebrauch einer auswendigen Flamme iſt 
dabei unterſagt. 

2. Die für den Betrieb der Kraftmaſchinen benutzten Stoffe dürfen nicht feuer⸗ 
gefährlicher ſein als Petroleumdeſtillate, deren Entflammungspunkt nicht weniger als 
21°C beträgt. 

Als vorübergehend zum Antriebe der Kraftmaſchinen zu benutzender Stoff ift leichtes 
Benzin in kleinen Mengen geſtattet, welches bei einem ſpezifiſchen Gewichte von mehr als 
0,68 bei 17,5 C einen Entflammungspunkt unter 21°C beſitzen darf. 

3. Die Temperatur der Verbrennungsprodukte iſt durch geeignete Vorrichtungen ſo 
zu erniedrigen, daß die äußere Rohrwand der Ausſtrömleitung dieſer Gaſe höchſtens auf 
80°C erhitzt wird. 

4. Die Kraftmaſchinen ſind in von den Lagerräumen feuerſicher abgeſperrten, aber 
ausreichend lüftbaren Räumen aufzuſtellen. Die Behälter zur Aufnahme der Betriebs⸗ 
flüſſigkeit und die Rohrleitungen von dieſen zu der Kraftmaſchine ſind derart anzubringen, 
daß jede Feuersgefahr ausgeſchloſſen iſt. Dieſe Vorſchrift gilt für das zum Antriebe der 
Maſchinen zugelaſſene Benzin dann als erfüllt, wenn für die Lagerung und die Rohr⸗ 
leitungen des Benzins das Syſtem Martini-Hünefe angewendet wird; andere Syſteme ſind 
nur dann zugelaſſen, wenn ſie die gleiche Gewähr für Feuerſicherheit bieten. 

5. Es dürfen nur Motoren mit Zerſtäubungsvergaſer zur Aufſtellung gelangen, 

während 1 35 mit ſogenannten Verdunſtungskarburatoren von der Verwendung ausge— 
chloſſen ſind. 
5 0 Das Ein- und Ausladen des Petroleums und der Petroleumdeſtillate (mit Aus⸗ 
nahme des Benzins) ſowie des Waſſerballaſts aus den Käſten des Schiffes und in die⸗ 
ſelben mit einer durch den Motor des Schiffes zu treibenden Pumpe iſt nur dann zuläſſig, 
wenn dieſe ſowie die Leitung zum Kaſten des Schiffes ſich nicht in der Motorkammer 
befinden. Das Ein⸗ und Auspumpen von Benzin mittels des auf dem Schiffe befindlichen 
Motors iſt unterſagt. 


8 2 
Die Beſtimmung tritt am 1. April 1910 in Kraft. 
Berlin, den 28. Oktober 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 


Im Auftrage. 
IIb 10239. bon der Hagen. 


IV. Gewerbliche Angelegenheiten, 


1. Organiſation des Handwerks. 


Betr. Beitritt von Innungen zu Arbeitgeberverbänden. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 27. Oktober 1909. 

Nach der Entwickelung, welche die Arbeitgeberverbände genommen haben, hat ſich ein 
großer Teil von ihnen aus Kampfverbänden der Unternehmer mehr und mehr zu Organi⸗ 
ſationen umgeſtaltet, die in gemeinſchaftlicher Arbeit mit den Organiſationen der Arbeit⸗ 
nehmer die zwiſchen dieſen und den Arbeitgebern beſtehenden Intereſſengegenſätze auszu⸗ 
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gleichen und dazu beizutragen bemüht find, daß an Stelle des Kampfes ein auf gerechter 
Grundlage beruhendes friedliches Zuſammenwirken zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
zuſtande kommt. Inſoweit erſcheint ihre Wirkſamkeit wohl geeignet, auch der Förderung 
eines gedeihlichen Verhältniſſes zwiſchen Meiſtern und Geſellen, wie fie der § 81? der 
Gewerbeordnung den Innungen zur Pflicht macht, zu dienen. In Abänderung des Er⸗ 
laſſes vom 20. Januar 1903 (SM Bl. 1905 S. 93) will ich daher genehmigen, daß in Zu⸗ 
kunft auch den Innungen der Beitritt zu den Arbeitgeberverbänden geſtattet wird. Ich 
ſetze dabei voraus, daß die Innungen innerhalb der Arbeitgeberverbände im Sinne der 
Erhaltung und Befeſtigung des Friedens zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern wirken 
und ſich, wo noch Arbeitgeberverbände beſtehen, die reine Kampforganiſationen ſind, von 
ſolchen fernhalten werden. Falls den Innungen aus dieſem Beitritte die Verpflichtung zur 
Zahlung von Beiträgen an die Arbeitgeberverbände erwächſt, wird darauf Bedacht zu 
nehmen ſein, daß diejenigen Mitglieder einer Zwangsinnung, welche keine Geſellen und 
Lehrlinge halten, ebenſo wie die Geſellen der Innungsmitglieder ſelbſt, gemäß § 100° Ab- 
ſatz 2 der Gewerbeordnung von der Zahlung von Beiträgen befreit bleiben. 


IV. 8689. Sydow. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten ſowie 
den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


Betr. Streitigkeiten über die Zugehörigkeit zu Zwangsinnungen. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berlin W. 66, den 29. Oktober 1909. 

Nachdem das Reichsgeſetz, betreffend die Abänderung der Gewerbeordnung, vom 
28. Dezember 1908 (RGBl. S. 667) in Kraft getreten und danach die Anwendung der 
Arbeiterſchutzbeſtimmungen von dem fabrikmäßigen Charakter des Betriebs unabhängig 
geworden iſt, treffen die Vorausſetzungen für die in den Erlaſſen vom 16. Januar und 
12. Auguſt 1902 (HM Bl. S. 45 und 324) und vom 20. Oktober 1904 (HMBl. für 1905 
S. 15) enthaltenen ſowie für die ihnen entſprechenden Beſtimmungen der Ziffer 109 der 
Ausführungsanweiſung zur Gewerbeordnung nicht mehr zu. Dieſe Beſtimmungen ſind 
daher bei der Entſcheidung über den fabrik⸗ oder handwerksmäßigen Charakter eines 
Betriebs nicht weiter maßgebend. An die Stelle der Ziffer 109 der Ausführungsanweiſung 
zur Gewerbeordnung treten die folgenden Beſtimmungen: 


„Vor der Entſcheidung von Streitigkeiten darüber, ob jemand der Zwangs⸗ 
innung als Mitglied angehört, iſt in allen wichtigen und zweifelhaften Fällen 
der Handwerks- und der Handelskammer Gelegenheit zu einer gutachtlichen 
Außerung zu geben. Auch wird es ſich empfehlen, der Entſcheidung in geeigneten 
Fällen eine örtliche Beſichtigung des Betriebs vorhergehen zu laſſen. Die 
9 erfolgen ſtempelfrei; die Koſten fallen der entſcheidenden Behörde 
zur Laſt. 


IV. 7656. III. 5898. Sydow. 


An die Herren Oberpräſidenten und Regierungspräſidenten ſowie 
den Herrn Polizeipräſidenten in Berlin. 


2. Arbeiterverſicherung. 


a) Krankenverſicherung. 
Betr. Beſcheinigungen gemäß § 75 des KBG. 

Den nachſtehend benannten Krankenkaſſen iſt die Beſcheinigung erteilt worden, daß ſie, 
vorbehaltlich der Höhe des Krankengeldes, den Anforderungen des § 75 des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes genügen: 

1. Krankenunterſtützungskaſſe der Zimmerer (E. H.) in Poſen, 
2. Krankenunterſtützungskaſſe der Maurer, Steinhauer, Dach- und Schieferdecker 


(E. H.) in Poſen, 
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3. Kranken⸗ und Sterbekaſſe der vereinigten Steindrucker und Lithographen 
Cölns (E. H.), 
4. Krankenkaſſe der vereinigten Handwerker in Tönning (E. H.), 
5. Gegenſeitige Kranken⸗Unterſtützungskaſſe (E. H.) in Rendsburg, 
6. Gerber⸗Verein (E. H.) in Mülheim⸗Ruhr. 
Berlin, den 10. November 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Im Auftrage. 
Zu III 8739 11. Aug Dr. Neuhaus. 


b) Schiedsgerichte. 
Betr. Wahl der ärztlichen Sachverſtändigen bei den Schiedsgerichten für Arbeiterverſicherung. 
Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
Berkin W. 66, den 21. Oktober 1909. 
Auf Grund des § 8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Abänderung der Unfall⸗ 
verſicherungsgeſetze, (RGBl. 1900 S. 573) habe ich über die Wahl der ärztlichen Sach⸗ 


verſtändigen bei den Schiedsgerichten für Arbeiterverſicherung die anliegende neue An⸗ 


weiſung erlaſſen. Die Vorſchriften gelten nur für die Unfallverſicherung. Es bleibt dem 
Ermeſſen der Vorſitzenden der Schiedsgerichte überlaſſen, zu beſtimmen, ob bei Streitig⸗ 
keiten aus der Invalidenverſicherung die nach der Anweiſung gewählten Vertrauensärzte 
oder andere Arzte in der mündlichen Verhandlung mitwirken ſollen. In allen Fällen iſt 
jedoch darauf zu achten, daß die zugezogenen Gutachter im Hinblick auf ihre amtliche 
Stellung oder nach ihrer Vorbildung gegenüber den von den Trägern der Invalidenver⸗ 
ſicherung oder von den unteren Verwaltungsbehörden (Rentenſtellen) vernommenen Arzten 
als Obergutachter angeſehen werden können. Im übrigen darf nicht überſehen werden, 
daß bei der Zuziehung von Vertrauensärzten zur mündlichen Verhandlung über Streitig- 
keiten aus der Invalidenverſicherung mit beſonderer Vorſicht verfahren werden muß, da 
bei der Natur der vorliegenden Leiden in der Regel durch eine flüchtige Unterſuchung, wie 
ſie in der mündlichen Verhandlung nur möglich iſt, weder ein ſicheres Urteil über das 
Vorliegen der Erwerbsunfähigkeit gewonnen werden kann, noch eine gründliche Widerlegung 
des in den früheren Gutachten meiſt durch ſorgfältige Unterſuchung oder längere Beobach⸗ 
tung feſtgeſtellten objektiven Befundes und der daraus gezogenen Folgerungen angängig 
iſt. Zudem wird, nachdem durch die Anweiſung vom 15. November 1908 das Verfahren 
vor den unteren Verwaltungsbehörden erheblich gründlicher ausgeſtaltet worden iſt, das 
Bedürfnis nach einer weiteren ärztlichen Begutachtung, insbeſondere nach einer ſolchen im 
Verhandlungstermine, weſentlich zurücktreten. Wegen Gewährung der Vergütungen gilt 
Ziffer 7. Ebenſo findet Ziffer 10 Abſ. 2 entſprechende Anwendung. 


III. 7761. I. Ang. I. 7831. J. Ang. Sydow. 
An die Herren Regierungspräſidenten (außer Potsdam) und den Herrn Polizeipräſidenten, hier. 


Anlage. 


Anweiſung, 
betreffend 


die Wahl der ärztlichen Sachverſtändigen bei den Schiedsgerichten 
für Arbeiterverſicherung. 


Auf Grund des § 8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Abänderung der Unfallver- 
ſicherungsgeſetze, (RGBl. 1900 S. 573) beſtimme ich folgendes: 

1. Die Zahl der zu wählenden ärztlichen Sachverſtändigen, welche bei den Verhand⸗ 
lungen des Schiedsgerichts über Streitigkeiten aus der Unfallverſicherung zugezogen 
werden ſollen, und die Grundſätze, nach denen die Auswahl zu erfolgen hat, beſtimmt der 
Vorſitzende nach Anhörung der ſtellvertretenden Vorſitzenden 


Anlage. 
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2. Bis zum 1. November jeden Jahres hat der Vorſitzende den Vorſtand der Arzte⸗ 
kammer, in deren Bezirk das Schiedsgericht belegen iſt, um eine Außerung darüber, ob 
gegen die Wiederwahl der bei dem Schiedsgerichte bisher tätig geweſenen Sachverſtändigen 
Bedenken geltend zu machen ſind, und um Vorſchläge für etwa erforderlich gewordene 
Neuwahlen zu erſuchen. 

3. Die zu wählenden ärztlichen Sachverſtändigen müſſen am Sitze des Schiedsgerichts 
wohnen. Die Wahl von Arzten, die in Vororten wohnen, iſt zuläſſig, inſofern dadurch 
höhere Koſten nicht entſtehen. Werden an außerhalb des Sitzes des Schiedsgerichts be⸗ 
legenen Orten regelmäßig Verhandlungen abgehalten, ſo können auch an dieſen Orten 
wohnende Arzte gewählt werden. 

4. Die Wahl der ärztlichen Sachverſtändigen erfolgt durch das Schiedsgericht in der 
erſten Sitzung im Kalenderjahre. Dem Vorſitzenden bleibt die Entſcheidung darüber über⸗ 
laſſen, ob er für dieſe Sitzung bei der Zuziehung der Beiſitzer von der feſtgeſetzten Regel 
abweichen will. 

5. Bei der Einladung zur Sitzung iſt den Beiſitzern mitzuteilen, daß in der Sitzung 
die Wahl der ärztlichen Sachverſtändigen erfolgen ſoll. : 

6. Die Wahl erfolgt in nichtöffentlicher Sitzung durch Stimmenmehrheit. Das 
Schiedsgericht kann andere approbierte Arzte als die vorgeſchlagenen wählen. 

Unmittelbar nach der Sitzung hat der Vorſitzende die Gewählten zu benachrichtigen. 

7. Der Vorſitzende des Schiedsgerichts vereinbart mit den ärztlichen Sachverſtändigen 
die Höhe der ihnen für die Teilnahme an den Sitzungen zuſtehenden Vergütung. Im 
übrigen find die Vorſchriften des Geſetzes vom 14. Juli 1909 (GS. S. 625) und der Ver⸗ 
ordnung vom gleichen Tage (GS. S. 635) maßgebend. 

8. Wird die Wahl abgelehnt, ſo findet innerhalb der nächſten 6 Wochen in einer 
Sitzung des Schiedsgerichts eine Erſatzwahl ſtatt. Darüber, ob in anderen Fällen, in denen 
ein Vertrauensarzt ausſcheidet, eine Erſatzwahl ſtattzufinden hat, entſcheidet der Vorſitzende 
des Schiedsgerichts. 

9. Die Namen der gewählten ärztlichen Sachverſtändigen ſind im Bezirke des Schieds⸗ 
gerichts in den für die Veröffentlichungen der höheren und unteren Verwaltungsbehörden 
beſtimmten Blättern bekannt zu machen. 

10. Die Zuziehung der ärztlichen Sachverſtändigen zu den einzelnen Sitzungen wird 
durch den Vorſitzenden oder durch den ſtellvertretenden Vorſitzenden, ſofern dieſer die be⸗ 
treffende Sitzung abhält, veranlaßt. Der Vorſitzende oder ſtellvertretende Vorſitzende iſt 
berechtigt, in beſonderen Fällen andere als die gewählten ärztlichen Sachverſtändigen zur 
Sitzung des Schiedsgerichts zuzuziehen. 

Die Vertrauensärzte des Schiedsgerichts dürfen in Streitfällen, in denen ſie ſich für 
die Verſicherungsträger bereits gutachtlich geäußert haben, ein Gutachten für das Schieds⸗ 
gericht nicht abgeben. 

11. Die zu den Sitzungen der Schiedsgerichte für Arbeiterverſicherung zuzuziehenden 
Arzte ſind in der erſten Sitzung des Schiedsgerichts im Kalenderjahr, an der ſie teil- 
nehmen, zu vereidigen. Für die Vereidigung wird die nachſtehende Formel feſtgeſetzt, die 
den zu Vereidigenden vorzuſprechen iſt: 

„Sie ſchwören bei Gott, dem Allmächtigen und Allwiſſenden, die Pflichten 
als Sachverſtändiger des Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung getreulich zu 
erfüllen und die von Ihnen geforderten gutachtlichen Außerungen unparteiiſch 
und nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen zu erſtatten.“ 

Die Arzte leiſten den Eid, indem jeder einzeln die Worte ſpricht: 

„Ich ſchwöre es, ſo wahr mir Gott helfe.“ 

Der Schwörende hat bei der Eidesleiſtung die rechte Hand zu erheben. 

Soweit die Arzte als gerichtliche Sachverſtändige oder als beamtete Arzte oder als 
Vertrauensärzte eines Schiedsgerichts für Arbeiterverſicherung bereits vereidigt find, genügt 
eine Verpflichtung durch Handſchlag unter Hinweis auf den bereits geleiſteten Eid. 

12. In dem über die mündliche Verhandlung des Schiedsgerichts aufgenommenen 
Protokoll iſt zum Ausdrucke zu bringen, daß der Sachverſtändige mit dem niedergeſchriebenen 
ärztlichen Gutachten einverſtanden iſt. Dies geſchieht entweder dadurch, daß unter das 
Gutachten der Vermerk: „Vorgeleſen, genehmigt“ geſetzt wird, oder daß der Sachverſtändige 
nach Abfaſſung des Protokolls ſein Einverſtändnis eigenhändig vermerkt. 

13. Dieſe Vorſchriften treten mit dem Tage ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
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Die Beſtimmungen der Anweiſung vom 29. Dezember 1900 und der Erlaſſe vom 
29. Januar und 29. April 1901 werden gleichzeitig aufgehoben. 
Berlin, den 21. Oktober 1909. 


Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
III. 7761. T. Ang. I. 788 1. l. Ang. Sydow. 


VI. Nichtamtliches. 


1. Entſcheidungen der Gerichte. 
Betr. Beitragspflicht der Generalagenten zur Handelskammer. 
Entſcheidung des Oberverwaltungsgerichts, III. Senat, vom 13. Mai 1909. 


Die beklagte Handelskammer hat die Klägerin, die Feuerverſicherungsgeſellſchaft in 
B., in der Annahme, daß ſie ihre Geſchäfte in L. durch den von ihr als Beamten ange⸗ 
ſtellten Generalagenten N. betreibe, zu einem Beitrage von 29 / 16 ) für das Etatsjahr 
1907/08 herangezogen. Die Klägerin verlangt die Freiſtellung, weil N. ihre Geſchäfte in 
der Eigenſchaft als ſelbſtändiger Agent betreibe. 

Der Vorderrichter wies die Klage ab. Er erachtete dafür, ob der Generalagent Be⸗ 
amter oder Agent ſei, als entſcheidend, daß die Verſicherungsgeſellſchaften auf den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb einen großen, die Selbſtändigkeit ausſchließenden Einfluß haben. Dies ent- 
nahm er auch dem zwiſchen der Klägerin und dem N. abgeſchloſſenen Vertrag. Er berief 
ſich aber auch darauf, daß die Klägerin und nicht N. von dem Betrieb in L. zur Gewerbe— 
ſteuer veranlagt worden ſei. 

Die Klägerin legt in ihrer Reviſionsſchrift der Tatſache, daß ihr Generalagent in 
das Handelsregiſter eingetragen worden iſt, für die Entſcheidung des Streites, ob ſie 
durch den Generalagenten ihr Gewerbe in L. betreibe oder ob der Generalagent ihre 
Geſchäfte in Betätigung eines eigenen Gewerbebetriebs führt, eine Bedeutung bei, die 
ihr nicht zukommt. Der von ihr in bezug genommene 8 5 des Handelsgeſetzbuchs verſagt 
der in das Handelsregiſter eingetragenen Firma zwar den Einwand, daß das von ihr be- 
triebene Gewerbe kein Handelsgewerbe ſei, nicht aber auch den Einwand, daß ſie ein Ge— 
werbe überhaupt nicht betreibe. 

Nach dem vorgelegten Vertrage hat die Klägerin den Generalagenten mit ihren Ge⸗ 
ſchäften in einem Umfange betraut, daß es nach ihrer Art an den Merkmalen nicht fehlt, 
welche das Handelsgeſetzbuch in § 84 für den Begriff eines Handlungsagenten aufitellt. 
Daraus folgt nicht, daß der Generalagent rechtlich als Agent zu gelten hat. Die Geſchäfte 
eines Agenten können auch in der Stellung eines Angeſtellten und alſo Beamten des Auf⸗ 
traggebers erledigt werden. Ob der Beauftragte ſich in der einen oder anderen Stellung 
befindet, läßt ſich, wovon auch in der Denkſchrift zu § 84 ausgegangen iſt, nur danach 
beurteilen, worauf den Umſtänden nach der Wille der Beteiligten gerichtet iſt (Staub, 
8. Auflage Bd. 1 S. 358). 

Unbedingt ausgeſchloſſen iſt es nicht, auf Grund der Tätigkeit des in der Stellung 
eines Agenten befindlichen Generalagenten die Ausübung des Gewerbes durch den Auf⸗ 
traggeber feſtzuſtellen (ſ. § 35 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893). Vor⸗ 
liegend kommen indes Umſtände in Betracht, denen zu entnehmen iſt, daß der Generalagent 
in L. die Stellung eines Beamten einnimmt. 

Die Vertretung der Klägerin ſteht ihm nicht bloß in der Beſchränkung auf die Ver⸗ 
mittelung und den Abſchluß von Geſchäften zu. Seine geſchäftliche Befugnis geht über 
den Umfang der Agententätigkeit hinaus. Für ſeinen Bezirk fällt ihm die Vertretung der 
Klägerin auch ſonſt zu, namentlich hinſichtlich des Kaſſengeſchäfts. Andererſeits unterliegt 
er hinſichtlich ſeiner Tätigkeit für die Klägerin ihrer Einwirkung inſoweit, als ſie ſich zu 
Eingriffen in ihrem Intereſſe beſtimmt findet. Sie darf in die Beſtellung ſeiner Unter⸗ 
agenten eingreifen, Reviſionen nach Ermeſſen veranlaſſen, die Kaſſenbücher ſind, da ſie bei 
Löſung des Verhältniſſes der Klägerin herauszugeben ſind, recht eigentlich als deren Bücher 
zu führen, die Beſtellung von Prokuriſten, die Übernahme der Geſchäfte anderer Geſell⸗ 
ſchaften iſt von der Genehmigung abhängig. Danach iſt der Generalagent in eine perjon- 
liche Abhängigkeit gegenüber der Klägerin in einer Art getreten, die es im Einklange mit 
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der diesſeitigen Entſcheidung vom 21. Dezember 1903 (Entſcheidungen des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts Bd. 45 S. 345) gerechtfertigt erſcheinen läßt, ihm die Stellung eines Beamten der 
Klägerin zuzuerkennen (ſiehe auch Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichts in Staats⸗ 
ſteuerſachen Bd. 8 S. 153, 435 ff.). 

Die Klägerin iſt hierüber eigentlich auch nicht im Zweifel, da ſie vertritt, daß es 
dem Betrieb in L. an den Erforderniſſen einer Zweigniederlaſſung im Sinne der Ent: 
ſcheidung des Kammergerichts (Johow 28 A S. 208) nicht fehlt. Wenn es zutrifft, be⸗ 
findet ſich der Geueralagent für ſeinen Bezirk mit der Machtbefugnis eines Direktors der 
Geſellſchaft ausgeſtattet. Der Direktor befindet ſich in der Stellung eines Beamten der 
Geſellſchaft. Daß indes für den Betrieb in L. tatſächlich alle Erforderniſſe zutreffen, 
welche nach der Entſcheidung des Kammergerichts die Feſtſtellung einer Zweigniederlaſſung 
zur Vorausſetzung hat, iſt von der Klägerin im einzelnen nicht dargelegt. Ihre Beitrags⸗ 
pflicht folgt aus § 3 Abſ. 2 Ziff. 4 des Handelskammergeſetzes. 


2. Bücherſchau. 
(Eine Beſprechung und amtliche Empfehlung der eingeſandten Bucher findet, ſofern es ſich nicht um amtliche 
Ausgaben oder im amtlichen Auftrage herausgegebene Werke handelt, nicht ſtatt.) 
Fürſorge für die ſchulentlaſſene männliche Jugend, namentlich im An 
ſchluß an die Fortbildungsſchule. Vorbericht und Verhandlungen der 3. Konferenz 
der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt im Mai 1909 in Darmſtadt. (Schriften der Zentral⸗ 
ſtelle für Volkswohlfahrt. Neue Folge Heft 3). Carl Heymanns Verlag, Berlin W. 8. 
(Preis 6 
Die Ernährungs verhältniſſe der Volksſchulkinder. Vorbericht und Verhand— 
lungen der 3. Konferenz der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt im Mai 1909 in Darmſtadt. 
(Schriften der Zentralſtelle für Volkswohlfahrt. Neue Folge Heft 4). Carl Heymanns 
Verlag, Berlin W. 8. (Preis 3,60 A.) 

Überſicht über die vom 1. Januar 1910 ab gültigen Beſtimmungen der Reichs- 
gewerbeordnung, betr. Beſchäftigung von jugendlichen Arbeitern und Arbeiterinnen über 
16 Jahre uſw., von F. Albrecht, Königlicher Gewerbeinſpektor, 8 Seiten Heftform. Verlag 
Trowitzſch & Sohn, Frankfurt a. O. 


—— 7 


7 Carl Hermanns Verlag in Berlin W. — Gedruckt bei Julius Sittenfeld, Hofbuchdrucker. in Berlin W. 


